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Neun und vierzigſte Sitzung .

Karlsruhe ,den 18 . December 1822 .

Gegenwaͤrtig :

Die bisher erſchienenen Mitglleder , mit Ausnahme :

Sr . Hoheit , des Durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Marfgrafen Wilhelm zu Baden ,

Ihrer Hoheiten , der Herren Marégrafen Leopold und

Marimilian zu Baden ,

der Herrn Staatsminiſter , Frhrn . v . Berſtett unè

v. Berkheim ,

des Herrn Generallieutenants v. Schaͤffer ,
des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner ,
des Herrn Staatsraths , rhin . ve Baden , und

deg Herrn Staatsraths , Frhrn . v. Zyllnhardt .

Weiter anwefend :

der Herr Regierungscommiſſaͤr geh. Referendaͤr Frhr .

v. Liebenſtein .

Unter dem Vorſitz :
Sr . Durchlaucht , des erſten Vicepraͤſtdenten , Herrn

Fuͤrſten v. Fuͤrſtenberg .
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Nach eroͤffneter Sitzung erſtattete der Frhr . v. Fal⸗

kenſtein , vom hohen Praͤſidium aufgefordert ,

Bericht uͤber die Motion Sr . Durchlaucht , des Herrn

Fuͤrſten v. Loͤwenſtein , wegen Unterſtuͤtzung des land⸗

wirtſchaftlichen Vereins zu Ettlingen aus Staats⸗

mitteln .
Beylage Ziffer 136 .

Beſchluß :
den Bericht ſogleich drucken zu laſſen , und ſei⸗

ner Zeit die Discuſſton daruͤber feſtzuſetzen .

Die Discuſſion uͤber die Gemeindeordnungs

wurde fortgeſetzt .

6i VIA,

Da Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſt en⸗

berg , Selbſt an der Discuſſion Theil zu nehmen

Willens ſind , ſo uͤberlaſſen Dieſelben den Praͤſidenten⸗

ſtuhl dem dritten Vicepraͤſidenten , Oberhofmarſchall
Srhrn . v. Gayling , und . bemerfen . vom Sige aus /

daß die von Sr . Koͤniglichen Hoheit niedergeſetzte Im⸗

mediat⸗Commiſſton ſich in dieſem Punct ſchon gegen

den Adel ausgeſprochen habe , und auch in der zwey⸗

ten Kammer aͤhnliche Aeußerungen gegeben worden

ſeyen , und ſtellen den Antrag , daß hier beſtimmt aus⸗

geſprochen werden ſolle : „ den Standes - und Grund⸗

herren ſteht die Beſtaͤtigung gutti

Frhr . v. Tuͤrkheim : Es iſt gerade nicht noth —

wendig , daß in dieſem Şen der Gemeindeordnung
aus⸗

geſprochen werde , in wiefern Standes - und Grund⸗
herrn in dem Recht der Wahl unter 8 Vorgeſchlage⸗
nen an die Stelle der Staatsbehoͤrde treten , wenn nur
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hier erklaͤrt wird , daß dasjenige , was ihnen bey der

nun zu erwartenden Feſtſetzung ihres Rechtszuſtandes

in dieſer Beziehung eingeraͤumt werden wird , durch

die allgemeine Faſſung dieſes den nicht ausgeſchloſſen

werde . Hier wird der Regierung die Wahl unter 3

vorgeſchlagenen Individuen zugeſprochen, und in ftan -

deg - und grundherrlihen Orten wird fie dieſes Recht

alsdann , ſey es nun vollſtaͤndig , oder mit einem Bor -

behalt , den Stande - und Grundherrn , abtreten s es

bedarf hier blos der Erkaͤruug , daß man mit dieſer

Voraus ſetzung der Faſſung des Fen beytrete .

Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein

bemerken gleichfalls: es werde ſich von ſelbſt verſtehen ,

daf an Die Stelle der Gtaatdbehórde in ſtandes⸗ und

grundherrlichen Gemeinden auch die Beſtaͤtigung von

Geiten der Standes⸗ und Grundherrn trete .

Reg . Comm. geh . Ref . v. Liebenſtein : Da ich

nicht vorausſehen konnte , daß dieſer Gegenſtand in der

heutigen Discuſſion werde zur Sprache gebracht wer —

den , ſo bin ich auch nicht im Stande , hieruͤber eine

Erklaͤrung zu geben , wozu es mir an der beſtimmten

Inſtruction gebricht . Ich muß mir daher vorbehalten ,

in einer der naͤchſten Sitzungen die Erklaͤrung der Re —

dierung deßhalb abzugeben . Go viel fann ih indeſſen

ſagen : Es iſt factiſch richtig , daß bey den neuern Ver⸗

handlungen uͤber die Regulirung der ſtandes⸗ und

grundherrlichen Rechtsverhaͤltniſſe , auch dieſer Punct

Gegenſtand der Unterhandlung zwiſchen der Regierung

Und dem ehemals reichsunmittelbaren Adel geworden
iſt . Nach dem Edict yom 23 . Mprit 1818 gebührt den

Gliedern des vormals reichsunmittelbaren Adels , in ſo —
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fern ſie auf Jurisdiction und Polizey verzichten , doch

ein Einfluß auf die Wahlen der Ortsvorgeſetzten . Die

Beſtimmungen im 86. 49 lit . d . jenes Edicts , die iM

$. 50 auch auf den uͤbrigen landſaͤßigen Adel ausge —

dehnt ſind , paſſen aber nicht mehr zu den jetzigen Ver⸗

haͤltniſſen , und einex dieſen entſprechenden Gemeindeord⸗

nung . Daher muß an ihre Stelle etwas Beſſeres ge⸗
ſetzt werden . Aus dieſem Geſichtspuncte hat die Re⸗

gierung den Vorſchlag gemacht , daß den Standes - und

Grundherrn die Befugniß zuſtehen ſolle , von den zur

Buͤrgermeiſtersſtelle vorgeſchlagenen drey Candidaten ,

Einen auszuwaͤhlen , und der Regierung zur Beſtaͤti⸗
gung zu praͤſentiren , welche dieſelbe ohne beſonders
wichtige und mitzutheilende Gruͤnde nicht verſagen wuͤr⸗

de . Die meiſten Grundherrn haben ſich hiermit auch

zufrieden erklaͤrt ; eine foͤrmliche Vereinigung iſt aber

deßhalb daruͤber noch nicht zu Stande gekommen , weil
die Unterhandlungen uͤberhaupt noch nicht bis zu ih —
rem gaͤnzlichen Abſchluß gediehen ſind .

Ob aber Die Regierung noch einen Schritt weiter

gehen , und dag Redt der Auswahl und Befiåtigung
eines der drey von der Gemeinde gewåhlten Candida

ten den Gtandeg - und Grundherrn ohne allen Borbe

balt fùr fich felbf einrâumen werde , dag muf idy feh!
bezweifeln . , Der Vorfieher der Gemeinde - bleibt imme !

Beamter der Regierunge Wenn fie auch dag - Redht ,
das fie in andern Gemeinden ungetheilt ausuͤbt , in ſtan⸗
des - und grundherrlichen Gemeinden mit dem Standes⸗
oder Grundherrn theilen wil , fo fann ich eg ihnen d0

nicht gang Ùùberlaffen , und får fich nicht auf alfe Ein ?

wirkung verzichten . Dief würde weder ihrer —
noch ihrer Pflicht angemeſſen ſeyn .
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Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſte nberg :

Nur ein Paar Worte ! Nach der fruͤher ſchon gegebe⸗

nen Erklaͤrung kann ich die ſem Vorſchlag nicht beytre⸗

ten . In dieſer Art liegt nicht dasjenige , was ich ge —

wuͤnſcht habe ; es war die Rede nicht von einem Praͤ⸗
ſentatjonsrechte , ſondern von dem Recht der Beſtaͤti⸗

gung , und dieſes waͤre durch jenen Vorſchlag ganz ver —

nichtet . Ich will nur eine Analogie anfuͤhren , naͤmlich

die Praͤſentation beym Patronatsrecht , wo ich ſchon

oft die Erfahrung machen mufte , daf meine Praͤſenta —

tion die Gtaatsgenehmigung nicht erhielt , und fih in

der Golge zeigte , wie febr ich richtig geurtheilt hatte .

Ich wiederhole deßhalb meinen fruͤhern Antrag .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Selbſt aus dem Geſichts⸗
punet der Standes - und Grundherrn erlaube ich mir

die Frage : Ob es nicht ihren Forderungen bey andern

Puneten des Geſetzentwurfes nachtheilig ſeyn koͤnnte ,

wenn blog in diefem Şen der endlichen : Seffezung ih -

ter Rechte porgegriffen , und dasjenige , wag ihnen zu —

ſteht , jegt gleich in die Gemeindeordnung aufgenommen

wird , måprend bey manchen andern Gtellen diefe Ge -

ſetzes, wo ihrer Rechte eben ſowohl erwaͤhnt werden

koͤnnte, daruͤber mit einem allgemeinen Vorbehalt hin —

ausgegangen wird . Man koͤnnte leicht daraus den

Schluß ziehen , daß dieſer S, der einzige fey , wo ihre

Rechte einer beſondern Beſtimmung beduͤrfen.

Frhr . v. Falkenſtein tritt der Anficht des Frhrn .
v. Tuͤrkheim bey , indem durch den ſchon beſchloſſe —

nen Vorbehalt die ſaͤmmtlichen Rechte der Standes —

und Grundherrn in Bezug auf die Gemeindeordnung

ßewahrt ſeyen , und es nach der Erklaͤrung des verehr⸗

CAEN EN
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ten Herrn Regierungscommiſſaͤrs um ſo weniger praͤ—
judiciren koͤnne, wenn man nicht auf ſpecielle Puncte
eingienge . Aus dieſer Urſache habe er auch die ſich
fruͤher gemachte Aufgabe bey Seite geſetzt , bey jedem
S. nachzuweiſen , in wie fern den grundherrlichen Rech⸗
ten zu nahe getreten ſcheine .

Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſtenberg !
Ich ſehe nicht ein , wag eg den Gtandeg - und Grund ?

herrn praͤjudiciren ſoll , wenn ſie ſich wenigſtens beſtre —
ben , daß dasjenige in die Gemeindeordnung aufgenom⸗
men werden moͤge, was ihren Rechten gemaͤß iſt . Die

Unterhandlungen mit der Regierung koͤnnen dadurch
nur erleichtert , und um ſo eher zu einem erwuͤnſchten
Reſultat gefuͤhrt werden , wenn außer dem allgemeinen
Vorbehalt auch in einzelnen Puncten unſere Meynung
klar ausgeſprochen wird .

Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein
ſchließen Sich dieſer Aeußerung an .

Reg . Comm. geh . Ref . v. Liebenftein : Jh wie

derhole , was ich oben úber die Unterhandlungen mit

den Standes⸗ und Grundherrn bemerkt habe , naͤmlich ,

daß ſich die Mehrzahl der Glieder deg vormals reihs -
unmittelbaren Adels bereits mit dem Vorſchlage der

Regierung einverſtanden erklaͤrt hat , welcher dahin geht ,
daß die Grundherrn berechtigt ſeyn ſollen , von den

gewaͤhlten 3 Candidaten Einen auszuwaͤhlen , und der

Regierung zu praͤſentiren , welche die Beſtaͤtigung ohne

wichtige Gruͤnde nicht verweigern wird . Hieruͤber kann

ich mich auf das Zeugniß der anweſenden drey Grev

herren von Gemmingen berufen . Uebrigens halte ich
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fuͤr angemeſſen , daß dieſer Punet hier bey Seite ge —

ſetzt werde , und der Regulirung der ſtandes - und grund⸗

herrlichen Rechtsverhaͤltniſſe vorbehalten bleibe . Ich

wiederhole ferner , daß ich der hoͤchſten Staatsbehoͤrde
von den heute in Anregung gebrachten Vorſchlaͤgen die

ungeſaͤumte Anzeige machen , und um die noͤthige In —

ſtruction bitten werde .

Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſten⸗

berg wiederholen Ihren vorigen Antrag , dem ſich der

Irhr . v. Hornſtein anſchließt .

v. Rotteck : Es ziemt mir nicht , uͤber das , was

hier das Intereſſe der Standes - und Grundherrn

heiſcht, cine Stimme zu geben , ſonſt wuͤrde ich aller —

dings der eben geaͤuſſerten Anſicht des Herrn Staats⸗

raths v. Tuͤrkheim beypflichten , wornach es eher nach —

theilig als vortheilhaft fuͤr jene Herren erſcheint , ne —

ben dem allgemeinen Vorbehalt ibrer Anſpruͤche , wel⸗

che ins Protokoll gelegt worden , noch uͤber einige
einzelne derſelben in der Gemeindeordnung eine Ent —

ſcheidung zu begehren . Moͤgen ſie jedoch dieſes nach

eigenem Ermeſſen beurtheilen ; ich will mich an den

Standpunct des Rechtes der Gemeinden halten .

Son diefem Standpunct fordere ich die Verweiſung des

gedachten Anſpruchs der Standes - und Grundherrn

àd separatum , weil der Umſtand , daß dieſelben fuͤr

thre Perfon , oder får ihren Gtand einen Einfluß auf

die Wahl der Gemeindevorftånde in den ihnen ehemalg

unterthaͤnigen Bezirken anſprechen , kein Grund ſeyn

ann , an demjenigen etwas abzuaͤndern , was die übri —

gen Gemeinden des Landes mit Billigkeit und Redt in

ezug auf ſolche Wahlen verlangen koͤnnen . Ja es
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waͤre ſogar nach der Conſtitution unzulaͤßig , in die —

ſem Sinn , naͤmlich vom Standpunet deg befo

Dern Intereſſes einer Elafſſe , in den landſtaͤn—

diſchen Saͤlen abzuſtimmen . Es hat jedoch der Inhalt
der bis jetzt gefallenen Aeußerungen klar gezeigt , daß

vorzugsweiſe ſohcher Standpunct zur Beurtheilung

der vorliegenden Sache gewaͤhlt worden , und daraus

geht klar hervor , daß dieſe hohe Erſte Kammer , ob auch
nach dem geſchriebenen aͤuſſern Recht hier gleich com —

petent zu Entſcheidung wie die zweyte , es doch nach
Gruͤnden innerer Billigkeit , naͤmlich nach der Na⸗

tur der Dinge , weit minder ſey . Nicht von den In —

tereſſen der Grund - und Standesherrn , ſondern von den

Anſpruͤchen der Gemeinden nach ihrer Stellung zur

Regierung und zum Staat muß die Entſcheidung genom ?

men werden . Aber ſelbſt abgeſehen von jenem Inter⸗

eſſſe , moͤchte es bedenklich , und vor der oͤffentlichen

Meynung nicht leicht zu rechtfertigen ſeyn , wenn die

hohe Erſte Kammer , deren weitaus groͤßter Theil aus

ſolchen Mitgliedern beſteht , welche dem gemeindebuͤr⸗

gerlichen Verbande gar nicht gngehoͤren wollen ,

dem Beſchluß der Gemeinde repraͤſentanten , de h⸗

der zweyten Kammer , uͤber einen , blos die einheimiſchen

Verhaͤltniſſe dieſer Gemeinden betreffenden Punct
hemmend entgegen treten wollte . Ein zuverlaͤßige !
Stimmfuͤhrer in Sachen der Geſetzgebung iſt blos der —

jenige , der , was er uͤber andere beſchließt , zugleich uͤber

ſüch ſelbſt nehmen muß . Zwiſchen den Gemeinde —

b uͤrgern und der Regierung allein alſo ſcheint die

Sache zu verhandeln zu ſeyn .

Wie ſollte aber die Regierung ein Intereſſe da⸗

bey haben , den Vorſchlag der zweyten Kaͤmmer zu ver —⸗

werfen ? — Waͤre ſolcher dem monarchiſchen
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Prineip zuwider , ich ſelbſt wuͤrde mit Eifer dagegen
mich erklaͤren , denn ich erkenne in dieſem monarchiſchen

Princip die auverláfigfte Garantie der gemeinen búrz

gerlichen Rechte und der Freyheit . Aber die gemaͤßigte
Selbſtſtaͤndigkeit der Gemeinden iſt ſehr befreundet
mit jenem Princip . Ohne viele Gruͤnde dafuͤr anzufuͤh —

ren , welche ich aus fruͤhern Vortraͤgen wiederholen

muͤßte, will ich mich blos auf das Beyſpiel des Nach —

barſtaates Wuͤrtemberg berufen . Dieſes Koͤnig—

reich hat eine , der unſrigen ſehr aͤhnliche Verfaſſung
und politiſche Lage ; das monarchiſche Princip herrſcht
dort wie hier . Gleichwohl hat die Regierung denſel —
ben Punct , woruͤber wir ſo eben ſtreiten , ihren Ge —

meinden verwilligt . Wie koͤnnte die Badiſchee Re —

gierung den ihrigen daſſelbe verſagen ?— Sollte fie crs

klaͤren wollen , daß ſiſte ihren Gemeinden mißtraue ?—

daß fie ihre Bürger minder fåhig , minder würdig der

Freyheit, minder edel , als die Wuͤrtembergiſchen achte ?
— Ich trage auf Annahme des von der zweyten Kam —

mer gemachten Vorſchlages an .

Frhr . v. Tårfheim ! Da der Redner nicht in
die Grinde ci ! gegangen ift , meidhe in dem Commiffong :

erichte fuͤr die Nothwendigkeit des unbeſchraͤnkten

Rechts der Regierung , unter 83 Vorgeſchlagenen zu

waͤhlen, aus einandergeſetzt worden ſind , ſo brauche
ich dieſelben auch nicht zu wiederholen , und es bleibt

mir daher nur eine Bemerkung uͤber das , zur Verthei —

gung d es Beyſatzes der zweyten Kammer angefuͤhrte ,

Beyfpiel von Wuͤrtemberg uͤbrig. Dieſes Beyſpiel kann
ùr ung feine Autoritaͤt feyn , weil eg noh durd feine

Erfahrung gerechtferiigt ift , und Åberpaupt der Um -

and , daß ein einzelner Skaat etwas einraͤumen zu

oͤnnen glaubte , nichts gegen die Gruͤnde beweist , wel —
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che dagegen angefuͤhrt worden ſind . Wuͤrtemberg iſt ſo

gut wie Baden ein Staat , welcher in dem neuen Ver —⸗

faſſungsſyſtem noch Erperimente macht , und in dieſer

Beziehung durchaus nicht als ſicheres Vorbild dienen

kann . — Uebrigens bekenne ich , ohne mir dadurch eine

Kritik der Aeußerungen des Herrn Regierungscom⸗

miſſaͤrs zu erlauben , daß die gewichtigen Gruͤnde ;

welche die Regierung aus dem Geſichtspunct ihrer

eigenen Stellung hat , nur auf der unbeſchraͤnk⸗
ten Wahl unter 3 Candidaten zu beſtehen , durch

Vorſchiebung der Ruͤckſichten auf die Anſpruͤche der

Standes⸗ und Grundherrn eben nicht an Staͤrke ge—⸗

wonnen haben , wie die von dem Redner vor und da —

gegen gemachten Bemerkungen beweiſen . Es iſt auch

ſchon in dem Commiſſionsberichte darauf aufmerkſam

gemacht worden .

Reg . Comm . geh . Ref . v. Liebenſtein : Bey der

jetzt ſchwebenden Discuſſion laufen zwey Gegen —

ſtaͤnde mit und neben einander , naͤmlich einmal die

Frage : ob der §. fo angenommen werden foll , wie e

in dem Entwurf fteht , Den die zweyte Kammer Her?

ùber gegeben hat ? und zwepteng , die Frage : in wit

fern derſelbe ſich mit den Rechtsanſpruͤchen der Stam⸗

des⸗ und Grundherrn vereinigen laſſe ? Die erſte Fra —

ge , in wie veit die freye Wahl der Regierung unter

den 3 Candidaten der Gemeinden auf die von der

zweyten Kammer vorgeſchlagene Weiſe zu beſchraͤn⸗
ken ſey , erlaube ich mir mit wenigen Worten zu be —

leuchten . E8 ift vielfeitig anerfannt , daf die Gemein ?

den ein doppeltſeitiges Fnftitut find , naͤmlich eine

Staats - und eine Privatanſtalt . Bey der Beſetzung
der Gemeindeaͤmter , wie bey andern Gegenſtaͤnden ,
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Es iſt nicht geſagt worden , daß der Regierung da⸗

durch die Haͤnde gebunden ſeyen . Nur das wurde be —

merkt , daß es fuͤr ſie nothwendig ſey , freye Haͤnde zu

behalten , um gerechte Forderungen der Standes - und

Grundherrn befriedigen zu koͤnnſen . Das Daſeyn ſol⸗
cher Auſpruͤche wurde aus dem Ediet von 1818 8. 30

und 50 nachgewieſen . Was dieſe jetzt beruͤhrten An⸗

ſpruͤche ſelbſt betrifft , ſo wiederhole ich meine ſchon ge—

auſſerte Anſicht , daß dieß ein ſeparater Punct iſt , der

einen eigenen Beſchluß erfordert , den ich aber aufzu —⸗

ſchieben wuͤnſche , bis ich die erforderliche Inſtruction

daruüber eingeholt haben , und mich im Stande befinden

werde , eine beſtimmte Erklaͤrung abzugeben . Wenn es

uͤbrigens anerkannt iſt , daß die Gemeindeanſtalt theils
ein Staats - theils ein Privatinſtitut iſt , ſo wird dar⸗

aus von ſelbſt folgen , daß auch in ſtandes - und grund⸗

herrlichen Orten die Regierung ſich nicht alles geſetzlichen
Einſluſſes auf die Beſetzung der Gemeindeaͤmter bege —

ben koͤnne . In den andern Gemeinden wirken nur zw ?

Elemente zuſammen , die Vuͤrgerſchaft und die Staats⸗

gewalt . Die Standes - oder Grundherrſchaft tritt als
dritteg Element hinzu .

Es iſt ſtillſchweigend anerkannt , daß durch die Ge —

rechtſame der Standes - und Grundherrn die Rechte det

Gemeinden nicht geſchmaͤlert werden ſollen . Was den

Standes - und Grundherrn eingeraͤumt werden fol

muf alfo abgezogen werden von dem Rechtsumfangk
welcher der Regierung noch uͤbrig iſt . Die Regierung
kann und darf ſich aber nicht ganz bey Seite ſchieben
laſſen . Sie kann hoͤchſtens ihr Recht mit den Standes⸗
oder Grundherrn theilen . Ganz darauf verzichten aber

—ich wiederhole es —das kann und darf ſie nimmer⸗

metr .
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a⸗ Zach ariaͤr Der vorliegende §, feint mir dag
900

es
|

Centrum gravitatis oder dag Lebensprincip der ganzen i 90
J Gemeindeordnung zu ſeyn , daher iſt er einer ausfuͤhrli —

n chen Berathung beſonders werth .

ol- Wie der verehrte Herr Regierungscommiſaaͤr richtig |

9 bemerkt hat , hat ſich das Streitgeſpraͤch bis hieher uͤber

( n zwey Gegenſtaͤnde verbreitet . Ich werde ebenfalls bei — J
ge⸗ de Gegenſtaͤnde in meinem Vortrag begreifen , da es

der dem Verlaufe des Streitgeſpraͤches nach die Berathung

zu⸗ nur verlaͤngern wuͤrde , wenn man ſie zuvoͤrderſt auf
ion den einen oder den andern Gegenſtand beſchraͤnken wollte . ai
yen Die erfte Srage alfo iff die — fie it in mehr alg 9

es einer Hinſicht zugleich die Vorfrage fuͤr die zweyte —

ils Soll , dem Antrage des Commiſſionsberichts nach ,
aro | der Regierung ſchlechthin das Recht vorbehalten
nd ” bleiben , unter den von der Gemeinde fúr das Buͤrger —

hen meiſteramt Gewaͤhlten dem einen oder dem andern das

ge⸗ Amt zu verleihen ? Oder ſoll ſie — wie der von der

veh zweyten Kammer gebilligte Entwurf beſagt — ausnahms —
t37 weiſe den als Buͤrgermeiſter anzuerkennen verbunden

als fegn, welcher der Stimmen fuͤr fich hat ?

Ich bin in der Commiſſion der ecſteren inn
Ge⸗ beygetreten , und mein Hauptgrund war der : Nach

der meiner innigſten Ueberzeugung kann unſere und eine

den jede aͤhnliche Verfaſſung nur dann gedeihen , wenn die

oll;
`

Regierung einen gewiffen Einflug auf die

nge | Wahl der Abgeordneten fuͤr die zwehte Kam— |
ung Mer pat . Man glaube niht , dafi ich blog in dem

|

ben Geiſte des ſogenanuten monarchiſchen Principes ſpre —
es che. Vielmehr koͤnnte man mir den Vorwurf machen ,

— — oder mir den Lobſpruch ertheilen , daß ich hier von

ner⸗ dicfem Principe abmweihe , fo wie wenigfeng diefes i

Princip pon Manhem gedeutet wird . Nur unter

—
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382 Protofolle der Eren Kammer .

der Bedingung naͤmlich , daß die Regie —

rung einengewiſſen Einfluß auf die Wahl

Der Abgeordneten für die zweyte Kammer
hat , kann umgekehrt die zweyte Kammer

einen gewiſſen Einfluß auf die Bildung

des Gtaatgminifteriumg Paben Und das

ift bey einer jeden Berfafung die Hauptſache , daß ſie

theilg fúr eine an fich gwedmágige Verwaltung DeF

Staatsgewalt , theilg fúr cine , dem Geige der Verfaſ⸗

ſung entſprechende Verwaltung Gewaͤhr leiſte . Dabey

aber hängt das Meiſte von der Beſetzung der oberſten

Regierungsſtellen ab .

Nun iſt es Thatſache , daß eine bedeutende Anzahl
Der Mitglieder der zwepten Kammer zu der Clape der

Buͤrgermeiſter gehoͤrt . So wird es auch in Zufunft fevn -

Auf jeden Fall werden . die Buͤrgermeiſter allemal einen

entſcheidenden Einfluß auf die Wahlen haben .

So iſt alſo die Frage , die hier auf dem Spiele

ſteht , die : cb die Regierung mehr oder weniger Ein —

fluß auf die Wahlen der Abgeordneten fuͤr die zweyte

Kammer haben ſoll ? Es haͤngt von der Entſcheidung

uͤber Den Artikel in einem gewiſſen Grade Dag ganz ?

Schickſal unſerer Verfaſſung ab .

Meinen Mnfichien nach folte fich fogar der Einfluß

der Regierung auf die Beſetzung des Buͤrgermeiſteram⸗

tes noch weiter erſtrecken , als er ſich auch nach dem

Antrage des Commiſſtonsberichtes erſtreckt . Jedoch
trug die Commiſſion billig Bedenken , Veraͤnderungen

vorzuſchlagen , welche Schwierigkeiten in unſern Wes

legen koͤnnten .

Die zweyte Frage betrifft das Recht der Stan —

Deg - mnd Grundherrn , was die Ernennung des Buͤrger —

meiſters betrifft , an die Stelle der Regierung gu treten



© Neun und vierzigte Sihung vom 18 . Dec , 383

Ich verkenne bey dieſer Frage nicht die Rechtmå -

ßigkett und Billigkeit des Anſpruches , welcher von den

ſtandes und grundherrlichen Mitgliedern dieſer erlauch —
ten Verſammlung gemacht worden ift , wenn auch im

Einzelnen eine Verſchiedenheit der Meinungen , beſonders

wegen eines zwiſchen den Standes - und Grundherrn zu

machenden Unterſchiedes , Statt finden kann .

Der Anſpruch gruͤndet ſich theils auf das beſtehende

Recht , theils auf die in der Wirklichkeit eintretenden

Verhaͤltniſſe.
Die einzige Schwierigkeit iſt mir die , ob man in

Ruͤckfucht auf die Verhandlungen , welche

dermalen zwiſchen der Regierung und den

Stfandegz und Grundherrn gepflogen mer -

den , fon in dem vorliegenden Gefegentwurf jenen

Anfpruch anerfennen fann . Denn befråftigen wir ſchon

jetzt dieſen Anſpruch , ſo geben wir etwas auf , was ſonſt
die Regierung bey jenen Verhandlungen bieten ,

ſchlechthin oder mit gewiſſen Einſchraͤnkungen einraͤumen

kann .

Ein Ausweg waͤre allerdings der , daß man den

von Sr . Durchlaucht , dem Herrn Fuͤrſten von Fuͤrſten —

berg vorgeſchlagenen Zuſatz ſo faßte :

die Regierung iſt ermaͤchtigt , das ihr nach dem

§ . 24 deg Entwurfs zuftehende Recht den Stan -

Deg - und Grundherrn u übertragen .

Allein auch gegen dieſe Faſſung moͤchten ſich Ein —

wendungen erheben laſſen .

Mein Schlußantrag geht daher dahin , den Ver —

beſſerungsvorſchlag Sr . Durchlaucht an die Commiſſton

zu verweiſen . Fuͤr dieſen Antrag duͤrfte auch das

prechen, daß der verehrliche Herr Regierungscommiſ⸗
får naͤheren Inſtructionen in der Sache entgegenſieht .

*
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$

Reg . Comm . geh . Ref . Frhr . v. Liebenſtein ?

Die von dem Herrn geh . Hofr . Zahariå får den Antrag

der Commiſſion entwickelten Gruͤnde , ſo ſcharfſinnig ſie

auch find , waren doh nicht die Grånde der Regierung -

Die Regierung gieng einfah von dem Gefichtspunct
aug , daf die Gemeinden ein doppeltſeitiges Inſtitut
ſind , naͤmlich Staats - und Privatanſtalt . Man hat
den Verhaͤltniſſen angemeſſen erachtet , daß die Wahl
des erſten Vorgeſetzten niht auf eine einſeitige Weiſe

geſchehe , ſondern die beiden Principien , welche das

Weſen der Gemeinden bedingen , dabey zuſammen wir —⸗

ken ſollen . Der Vorgeſetzte iſt nicht blos Beamter der

Gemeinde ; er iſt auch Regierungsbeamter Deßhalb

glaubt die Regierung in dem Recht der freyen Auswahl

und Beſtaͤtigung ſich nicht beſchraͤnken laſſen zu duͤr⸗

fen . Sie will ſich keinen Mann aufdringen laſſen , von

dem ſie nicht voraus ſetzen zu koͤnnen glaubt , daß er

ihre Anordnungen und Befehle gehoͤrig zum Vollzug

bringen koͤnne , oder wolle . Was die ſtandes - und

grundherrlichen Verhaͤltniſſe betrifft , ſo ſchließe ich mich

dem Antrage an , die Sache an die Commiſſion zurüuͤck⸗

zuweiſen . Unterdeſſen werde ich Gelegenheit haben ,

beſtimmte Inſtruectionen uͤber dieſen Punct einzuholen .

Frhr . v. Weſſenberg : Was die Rechte der

Standes - und Grundherrn betrifft , die in Beziehung

auf den S. 24 in Anregung gebracht find ; fo bin iÓ

der Ueberzeugung , daf fie Durch den allgemeinen Vor

behalt , der vor dem Anfang der Digcuffion aͤber die

Gemeindeordnung , als von der hohen Kammer ſelbſt
beſchloſſen zu Protokoll genommen worden iſt , hinlaͤng⸗

lih gewahrt find . Wollten in dieſen einzelnen den

jetzt ſchon beſondere Beſtimmungen in Betreff ſolcher

+
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Rechte aufgenommen werden , fo wirde , wie mir feint ,

dadurch der Vereinbarung zwifhen der Gtaatsregie -

rung und der Gtandegs und Grundherrn auf eine Art

vorgegriffen , die ich im Ganzen gemaͤß der Bemerkun⸗

gen des Herrn Staatsraths v. Tuͤrkheim und des Frhrn .

v. Falkenſtein fuͤr das Intereſſe der Standes - und

Grundherrn ſelbſt bedenklich erachte . — Was nun aber

die Beſtimmung fuͤr den F. 24 in Betreff der Wahl

der Bürgermeifter betrifft ; fo bemerfe idh : Obgleich
cine gewiſſe Claſſe von unwuͤrdigen Subjecten , von

der Waͤhlbarkeit nicht foͤrmlich ausgeſchloſſen worden ,

ſo wird doch hoffentlich der Fall nicht eintreten , daß

einer aus dieſer Claſſe zwey Drittel der Stimmen zum

Buͤrgermeiſteramt erhalten werde . Indeſſen laͤßt ſich

doch die Moͤglichkeit , daß dieß geſchehe , nicht laͤugnen ,

und in dieſem Falle wuͤrde die Regierung ſich allerdings

Pflichtenhalber veranlaßt ſehen , die Beſtaͤtigung zu ver —

weigern . Deßwegen ſtimme ich fuͤr den Commiſſtons —

antrag .

v. Rotteck : Ich ſage dem Herrn geh. Hofrath

Zacharia den herzlichſten Dank fuͤr das freymuͤthige

Bekenntniß des Grundes , aus welchem er gegen den

Antrag der zweyten Kammer ſich erklaͤrt . Denn die

Verwerflichkeit des Grundes macht auch die Verwer —

fung jenes Antrags unhaltbar . Darum alſo ſoll

die Regierung Einfluß haben auf die Wahl der Buͤr —

germeiſter , damit ſie den gleichen Einſluß auf die Wah —
len der Abgeordneten zum Landtag behaupte ! — Die —

fes ift rein inconftitutionell ; deg Wefen der

Volksrepraͤſentation beſteht in der freyen Wahl der

epraͤſentanten . Wo dieſe ermangelt , wo die Regie —

rung die Wahlen beherrſcht , da ſinkt der Landtag zum
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bloßen Schattenbild herab , zum willenloſen Werkzeug -

womit die Regierung nach Gefallen ſchalten , ja womit

ſie das Schlimmſte durchſetzen , und zugleich die Ge —

haͤſſigkeit ſchlimmer Maaßregeln von ſich abwaͤlzen

fann . Ich habe erwartet , daß eine hohe Regierungs —

commiſſion ſo inconſtitutionellen Grund augenblicklich
desavouiren werde , und daher auch mit Freude ihre

ausdruͤckliche Los ſagung davon vernommen . Aber es

ſey mir erlaubt zu bemerken , daß , wenn die hohe Re —

gierung får noͤthig erkennt , ſich dagegen zu verwahren

als habe ſie die Abſſicht durch den beſprochenen Ar —

tikel ihres Entwurfs , Einfluß auf die Deputirtenwah —

len zu erlangen , ſo muß ſie , um mit ſich ſelbſt eins

zu ſeyn , auch auf dem Artikel nicht beſtehen , deſſen un⸗

ausbleibliche Wirkung jener den Geiſt unſerer

Verfaſſung toͤdtende Einfluß ſeyn wuͤrde . Kein ande —

rer Vortheil koͤnnteſo großes Uebel wieder aufheben —

Am wenigſten aber kann die Beruͤckſichtigung des In —⸗

tereffeg der Gtandeg - und Grundherrny

oder die Grleichterung der mit demfelben im Werf b7

findlihen Verhandlungen ein Grund feyn , auf dem

vielbeſprochenen Artikel zu beſtehen . Soll die G ”

ſammtheit der Gemeinden unſeres Staats in ihren

billigen Anſpruͤchen verkuͤrzt werden , weil dadurch die

Schlichtung des Verhaͤltniſſes einiger aus ihnen zu

ihren ehemaligen Herren erleichtert wirde ? — Und

wenn , wie nun flar am Zage liegt , dag monarchifh ?

Princip in unferm repråfentativen : Gtaat dem Begeh⸗
ren der zweyten Kammer durchaus nicht entgegenſteht —
folte diefed Begehren noh einem andern Princip 9

opfert , folte diefes andere Princip die Klippe werde

woran die alg hope Wohlthat und dringendes Beduͤrf—
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nif fùrg ganze Land anerfannte Gemeindeordnung viel -

leicht vollends fh eitere ?
Auf einige fråher gegen mih gefallene Aeuſſerun —

Ben , namentlich , daf ich feine Grinde angefåhrt , fon -

dern blos auf eine Autoritaͤt , das Beyſpiel Wuͤr —

tembergs , mich berufen haͤtte, erwiedere ich kurz , daß

ih diefe Autoritaͤt blos als Beſtaͤti gung meiner

Grundſaͤtze , deren ausfuͤhrliche Darſtellung ſchon mein

juͤngſt gehaltener allgemeiner Vortrag enthaͤlt , nicht
aber als Hauptbeweis aufgefuͤhrt habe ; dann , daß

mein Antrag ſich vorzuͤglich auf die Behauptung ge —

gruͤndet habe , ein aus den gebohrenen oder aufgenom —

menen Gemeindebuͤrgern beſtehendes Wahlcollegium ſey ,

nach ſeinem Begriff und nach dem Culturgrad unſerer

badiſchen Buͤrger , gewiß edel und zuverlaͤßig genug ,

um einen Verwalter ihrer geſellſchaftlichen Angelegen —

heiten , und welcher , in ſo fern er auch Rechte der

Staatsgewalt ausuͤbt , durch den offenen Recurs an

die oberen Behoͤrden hinreichend beſchraͤnkt oder zur

Beobachtung der Geſetze genoͤthigt iſt , mit der

Wahlſtimmen zu ernennen ; und daß , ſelbſt angenom —

men — ob auch nicht zugegeben — die Gemeinden

ſeyen Staats anſtalten , ſolches Wahlrecht noch

immer natuͤrlich , zweckmaͤßig und zuverlaͤßig erſcheine ,

gleichwie man Jahrhunderte lang fuͤr unbedenklich ge —

balten , dag auch andere Corporationen , welche mit

noch weit groͤßerem Recht als Staatsanſtalten koͤnnten

dargeſtellt werden , z. B . die Univerſitaͤten , ihre

Vorſteher oder Rektoren ganz frey , durch einfaches

Stimmenmehr der Mitglieder gewaͤhlt haͤtten.

Frhr . ve Turkheim : Ich bemerke nur noch in

Beziehung auf den zweyten Punct , naͤmlich den Bey⸗
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ſatz der zweyten Kammer zu diefem Şen , daf wenn man

den Gemeinden die Cigenfehaft einer Staatsanſtalt nicht

ganz abfpriht , aus der Natur dieſes Verhaͤltniſſes doch

wenigfteng die Nothwendigfeit einer Mitwirfung DeF

Regierung bey der Ernennung deg erften Vorſtehers
abgeleitet werden muß , und blos davon , nicht aber von

einer ausſchließenden Ernennung deſſelben , iſt die Rede ,

vielmehr bleibt den Gemeinden nach dem Geſetzvor⸗

ſchlag immer noch der groͤßere Theil des Einfluſſes —

Der erſte Punet wegen der Standes - und Grundherrn

mag wohl an die Commiſſion nochmals uͤbergeben

werden .

Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſtenber g :

wenn das Letztere die Folge eines Beſchluſſes der hohen

Kammer ſeyn ſollte , ſo moͤchte ich Dod bitten , auch mwe

gen des vorgeſchlagenen Zuſatzes , die Abſtimmung aus⸗

zuſetzen . Nur in ſo fern will ich der hohen Kammer

meinen fruͤhern Antrag nicht aufdringen , ſonſt müßte

ich denſelben abermals wiederholen .

Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein ?

Sie haͤtten gegen die Zuruͤckgabe an die Commiſſion

wegen des vorgeſchlagenen Zuſatzes nichts einzuwenden .

Den andern Punct betreffend , beharren Sie auf dem

Antrag der Commiffion , daf den Gemeinden die Wahl

des Ortsporſtands nicht ganz uͤberlaſſen ſeyn duͤrfe ;

man habe dagegen das Beyſpiel von Wuͤrtemberg an⸗

gefuͤhrt , allein auch die dortige Regierung ſehe ſchon

ein , Dafi fie zu weit gegangen feye . Die Gruͤnde fuͤt

dieſe Anſicht ſeyen ſchon hinlaͤnglich eroͤrtert .

u
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Auf die vom hohen Praͤſi dium geſtellten Fragen

wurde

M einhellig

beſchloſſen :

den vorgeſchlagenen Zuſatz , wegen der Standes —

und Grundherrn betreffend , dieſen den an die Com —

miſſton zur weitern Begutachtung zuruͤckzugeben .
2) ( mit 9 gegen 5 Stimmen )

ž

aͤber den zweyten Punct ſogleich abzuſtimmen .

3) ( mit 11 gegen 1 Stimme ( Hofrath v. Rotteck )

den Zuſatz der zweyten Kammer zu ſtreichen .

Die Stimmen Ihrer Durchlauchten , den Herren

Fuͤrſten v. Fuͤrſtenberg und v. Loͤwenſtein hatten

geruht .

Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſtenberg ,

nehmen hierauf den Praͤſidentenſtuhl wieder ein .

S 25

Frhr . v . Tuͤrkheim erlaͤutert den vorgeſchlagenen
Zuſatz, unter Beziehung auf den Commiſſionsbericht .

Reg . Com . geh. Ref . Frhr . v. Lieben fein erflårt

den Beytritt der Regierung zu dem Verbeſſerungsvor⸗

ſchlag der Commiſſion .

Frhr . v. Weſſenberg : Da wirklich ſehr zu

duͤnſchen iſt , daß die Zulaſſung eines Wirthes zum

uaͤrgermeiſteramt ſo ſelten als nur immer moͤglich, und

nur wegen wahrer Nothwendigkeit geſchehen moͤge, ſo er —

laube ſch mir den Vorſchlag , daß die Diſpenſation der
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Regierung nur auf den Gal befonderg midhtigt !
oder dringender Grinde befohrånft werde .

Gegen dieſen Vorſchlag erklaͤrte ſich Frhr . v. Tir ?

heim mit der Bemerkung , daß ſolche Beyſaͤtze der

Willkuͤhr immer großen Spielraum ließen , und wir

uns nicht in der Periode von Maximen , ſondern in

der , von beſtimmt ſprechenden Geſetzen befanden .

Auf gehaltene Umfrage nahm die Kammer mit 10

gegen 4 Gtimmen den Şen nach dem Commirfiongan

trag mit dem v. Weſſenberg ' ſchen Zuſatz an .

v. Kettner : Nach langer Erfahrung in fruͤhern

Dienſtverhaͤltniſſen , die mich in unmittelbare Beruͤh —

rung mit Landleuten und Landgemeinden fuͤhrten ,

kann ich den Wechſel der Ortsvorgeſetzten nur fuͤr nach⸗

theilig erkennen . Die Gemeinde , als Staatsinſtitut ,
verliert ihren erſten weſentlichſten Haltpunet ; wie kann

der Ortsvorſtand mit dem gehoͤrigen Anſehen wirken ;

wenn er ſchon vorher weiß , daß er nach 6 Jahren ſchon
wieder abtreten muß ? Selbſt in oͤkonomiſcher Hinſicht
wird es fuͤr die Gemeinden nachtheilig ſeyn , indem der

Ortsvorſtand alle ihre oͤrtlichen Verhaͤltniſſe ſowohl,
als in Beziehung auf die Regierung , alle Verordnungen
kennen lernt ; eben ſo in Ruͤckſicht auf den Credit , wird

z. B . bey Schuldverſchreibungen , oft auf weit vorher⸗

gegangene Vorgeſetzte gegriffen werden muͤſſen .

Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein —
ſchließen Sich dieſer Anſicht an , mit dem Bemerken ,

daf durch oͤftere Veraͤnderung der gute Zweck der O ”

meinden nicht mehr erreicht werden koͤnne . Brave Maͤn⸗
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en i
ner mården ſelbſtSchwierigkeit haben wieder zum zwey⸗

tenmal gewaͤhlt zu werden .|

r | Hebel : Er ſtimme dieſer Anſicht ebenfalls bey ,

|
und halte die vorgetragenen Gruͤnde fuͤr ſehr wichtig .der

|

ow |
Auch: mife er denfelben noch den weitern beyfuͤgen , daß i l

ino | ein Borgefegter , der verdrießliche Geſchaͤfte habe , und ar

| dag nape Ende feines Amtes vor fich ſich ſehe , ſolche e

10 | berfhieben , und auf feinen Nachfolger , der vielleicht 90

an
der Ungeuͤbtere ſey , zu uͤberliefern ſuchen werde . Ob

aein

er gleich lange aufer Veråhrung mit Gemeinden feye , aae

fo habe er doch in andern Verhåltnifen Gelegenheit zu ai l i

ſolchen Erfahrungen gehabt . Schon die roͤmiſche Ge⸗

ern ſchichte fuhre aͤhnliche Beyſpiele auf .

úh- tz
2 9

a .
|

Reg - Com . geh . Nef - Frhr . v. Liebenfein : Mie H

he | diefe Betrachtungen find - der Regierung keineswegs ent⸗

utt, Sangen , Defen ungeachtet hat fie geurtheilt , daf fùr

inn die entgegengeſetzte , in ihrem Entwurf ( §. 20 . 27 . ) aug -

en ; geſprochene Anſicht weit uͤberwiegende Gruͤnde ſprechen .

jon Shon feit geraumer Beit , und befonderg in, dem leg -

cht ten Decennium , iſt die Ueberzeugung faſt allgemein ge⸗—

der worden , daß es hoͤchſt nothwendig ſey , in Hinſicht der

hl bisherigen lebenslaͤnglichen Dauer der Gemeindeaͤmter

yen
eine Aenderung zu treffen . Dag faft alenthalben ver -

ird breitete Mißtrauen gegen die Vorgeſetzten wuͤrde die

er⸗ hoͤchſtnachthetligen Folgen nicht gehabt haben , das ganze

Land wuͤrde nicht mit einer Fluth unfeliger Denuncias

tionsproceſſe uͤberſchwemmt worden ſeyn , wenn nicht

iny iSher die Gemeindeaͤmter unwandelbar geweſen waͤren .

en , Die unzufriedenen Buͤrger wuͤrden meiſt die Periode

ʒe⸗
einer neuen Wahl abgewartet haben , anſtatt in die Ge —

fahr eines Proceſſes zu laufen , wobey ſie leicht ihren
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Zweck verfehlen koͤnnen , wenn ihr Mißtrauen auch noch

ſo wohl begruͤndet iſt . In der Regel wollen gerade die
ſchlechten Vorgeſetzten ihr Amt am wenigſten verlaſſen

Die Beſſeren treibt haͤuſig ihr Ehrgefuͤhl , Functionen nie⸗

derzule gen , wovon ſie oft nurVerdruß und Undank ern⸗

ten . Die Schlechten hingegen wollen gewoͤhnlich bis an

ihr ſeliges Ende beym Amt bleiben , und ſind taub fúr

allen Bufpruch . Wenn die Bårgerfchaft fie entferne ”

wil , fo muf fie vor Gericht mit Klagen gegen fie auftre ”

ten , und eg fann febr leicht Der Fall feyn , daf fie aus
Mangel an rechtlichen Beweiſen unterliegt , waͤhrend
der Angeklagte in der That nicht verdient , das Amt

laͤnger zu fuͤhren . Wenn dann der Angeklagte vom

Richter freygeſprochen iſt , und die Behoͤrde deſſen unge⸗

achtet uͤberzeugt iſt , daß er als Vorgeſetzter nichts taugt

fo muß ſie entweder die ſchlechte Verwaltung fortdauern

laſſen , oder ſie muß den Vorgeſetzten in adminiſtrativem
Wege ſeines Amts entlaſſen , und ſich dem Vzorwurf
willkuͤhrlichen Verfahrens blos ſtellen . Ein Mann , der

das Zutrauen der Gemeinde verloren hat , wird freylich
nicht mehr gewaͤhlt werden . Aber durch gewiſſenhafte ,

wiewohl ſtrenge Amtsfuͤhrung , wird das oͤffentliche Ver⸗

trauen nicht verloren . Selbſt die ſchlechten Geſellen ,

wenn ſie auch fuͤr ſich zu den Aemtern Luſt âtten , wol⸗
len doch nicht , daß ſie andern ihres Gleichen zu Theil
werden , und ſie wiſſen wohl warum . Strenge Ausuͤ⸗
bung der Amtspflicht erzeugt und gebietet Achtung . IM

der Regel fallen die hlen immer auf die brauchbarſten
Månner . Dief fnd die Grúnde , welche die Regierung

bewogen baben , die Befimmung aufzunehmen , die De

Geſetzentwurf enthaͤlt , und der die fweyte Kammer

veygetreten iſt .
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—
Tuͤrkheim : Das Princip , welches der

innern Verfaſſung der Gemeinden zu Grunde liegt , iſt

jenes der Selbſtregierung , alſo ein republikaniſches ,

nur bedingt durch die nothwendigen Forderungen , welche

aus ihrem Verhaͤltniß als Staatsanſtalt hervorgehen .

Rur in diefer Bezichung , nicht aber in ihren innern

Verhaͤltniſſen, wird diefe Selbftregierung von unten

bierauf befdhrånft , darum fol fih auh feine von der

Buͤrgerſchaft unabhaͤngige Oligarchie in den Gemeinde —

aͤmtern bilden . Der erſte Vorgeſetzte ſoll zwar nicht von

den augenblicklichen Launen der Buͤrger abhaͤngen , aber

doch in dem Intereſſe derſelben handeln . Dazu dient

die periodiſche Erneuerung der Wahl . Aus Erfahrung

kann ich ſagen , daß nichts groͤßern Stoff zu Gaͤhrungen

und Zerruͤttungen in den Gemeinden naͤhrt , als der Ge⸗

danke , einen verhaßten Ortsvorgeſetzten nicht los werden

zu koͤnnen .

Das Amt eines Gemeindevorſtehers iſt uͤbrigens

ſo beſchwerlich , daß in der Regel alle jene , welche nicht

beſondere Gruͤnde zur Beybehaltung haben , es oft fruͤ⸗

her wieder niederzulegen wuͤnſchen , und im Ganzen

wird durch das neue Geſetz der Wechſel nicht groͤßer

werden . In dem Dreyſamkreis laſſen ſich in zwey tan -

destheilen die Wirkungen der beiden entgegengeſetzten

Ertreme recht auffallend beobachten . Ohne bisher ein

anderes Geſetz gehabt zu haben , iſt es in dem einen

herkoͤmmlich geweſen , daß ein Buͤrger das Vogtamt
Nur drey Jahre begleitete , und man fonnte eg mit al -

er Muͤhe niht dahin bringen , daf einer långer in diez

fem beſchwerlichen Amt aushielt . Hier wird alfo der

nachtheitige , allzuhaͤufige Wechſel durch das neue Ge —

fèt vermindert werden , Zn dem andern diefer Landes .
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theile , wo mit dem Vogtamt bedeutende Gehalte ver ?

bunden find , Eonnte Keiner zur Niederlegung deg Amts

bewogen werden , ſelbſt wo mit Unzufriedenheit die

Buͤrgerſchaft ſich auf ſehr ſtarke Weiſe aͤuſſerte . Wenn

in dem erſten Fall der zu haͤufige Wechſel oft nachthei⸗

lig war , ſo kann ich doch aus Erfahrung ſagen , daß
das andere Extrem in dem letztern Fall im Ganzen

weit nachtheiliger war , und oft große Zerruͤttung in

den Gemeinden jur Folge Hatte .

Zach aria : Die Gruͤnde , welche gegen die Wahl
des Ortsvorſtands auf ſechs Jahre ſprechen , ſind aller⸗

dings von Wichtigkeit .

Ich erlaube mir , dieſe Gruͤnde noch durch den

folgenden zu verſtaͤrken : Wahlen ſetzen das Volk in

Bewegung , ſie regen die Leidenſchaften , ſtiften Feind⸗
ſchaften und Entzweyungen , und deſto mehr , je oͤfte⸗

rer ſie wiederkehren . Eine Dorfgemeinde , oder eine

Stadtgemeinde , oder irgend ein Wahlbezirk mag zu

waͤhlen haben , die Folgen ſind immer dieſelben . Und

in unſeren Zeiten iſt es eher rathſam , auf Beruhi —
gungsmittel Bedacht zu nehmen .

Die Partheyungen , welche die oft wiederkehrende

Wahl des Orisvorſtandes unausbleiblich hervorruft /

muͤſſen uͤberdieß noch die Folge haben , daß der Orts⸗
vorſtand die Gemeindeangelegenheiten in dem Geiſte
und nach den Abſichten der Parthey leitet , welcher er

feine Ernennung verdanft ,

Gleichwohl hat fih die Commiffion nah einer Be⸗

rathung , welche die Sitzluſt der Commiſſionsglieder
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gar ſehr in Anſpruch nahm , fuͤr die Beybehaltung

deg Entwurfs der zweyten Kammer entſchieden .

Soll der Buͤrgermeiſter , ſollen die uͤbrigen Mit —

glieder des Ortsvorſtands auf Lebenszeit gewaͤhlt

werden ? — Alsdann bitte ich nur die erlauchte Ver —

ſammlung , den ganzen Geſetzentwurf ſofort zu verwer —

fen . Dann iſt er ein Koͤrper ohne Leben . Ja noch

mehr , wir muͤßten zugleich unſerer Verfaſſungsurkunde

ſelbſt den Proceß machen . Denn von Zeit zu Zeit wie —

derkehrende Wahlen gehoͤren zu dem Weſen des Re —

praͤſentativſyſtems . Wir muͤßten dieſe Kammer verlaf -

ſen , und zu den Landſtaͤnden des ehemaligen deutſchen

Reichs zuruͤckkehren . — Moͤgen auch durch die Gemein —

dewahlen Partheyen geſtiftet , die Ortsvorſtaͤnde in dem

Sinne einer Parthey zu handeln , genoͤthigt werden .

Das iſt der Geiſt unſerer Verfaſſung , daß uͤberall

Leben und Gedeihen aus einem Partheykampfe hervor —

gehe .

Weit mehr hat allerdings die Meinung fuͤr ſich ,

daß der Ortsvorſtand auf eine laͤngere Zeit , als auf

ſechs Jahre , z. B . auf acht Jahre , zu waͤhlen ſeye .

Jedoch auch einem Vorſchlage die ſer Art ſteht

ſo Manches entgegen . Wir mågten dag ganze Wahl -

ſoſtem, welches dem vorliegenden Entwurfe zum Grunde

liegt , veraͤndern und zerreißen . Eine bedeutende Ar -

zahl von Paragraphen des Entwurfes muͤßte umgeſtal —
tet

werdenz und man würde ſogar in Bruchzahlen ge —

rathen , woruͤber es leicht mit der Gemeindeordnung

ſelbſt zum Bruche kommen koͤnnte . Wo bliebe uͤbri —

seng die Marime , yon dem Entwurfe der zweyten
Rammer nur audgang entfheidenden Grinden abs

zuweichen ?
itotzeProtokolle der I Kammer , 3r Bd. 28
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Auh das dürfen wir niht uͤberſehen , daß hier

nur don einem Berfuche die Rede ift . Nach einigen

Jahren wird die Gemeindeordnung den Kammern von

Neuem vorgelegt werden . Dann koͤnnen wir die Er⸗

fahrung benutzen , um ein Wagſtuͤck zu verbeſſern .

Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſt ein,
erklaͤren Sich nunmehr gleichfalls mit der Meinung der

Commiſſion einverſtanden . Sie haͤtten nur aus Ver —

anlaſſung des Herrn Landoberjaͤgermeiſters den Wunſch
ausdruͤcken wollen , daß der zu haͤufige Wechſel der

Ortsvorgeſetzten nicht beliebt werden moͤge . Uebrigens
koͤnnten Sie den ausgefuͤhrten Inconvenienzen der le —

benslaͤnglichen Beſetzung der Ortsvorſtände nicht bey⸗

pflichten , da Sie vielmehr aus Erfahrung wuͤßten , daß
Ortsvorgeſetzte , die auf Lebenszeit gewaͤhlt geweſen ,

dem Wunſche der Gemeinde vollkommen entſprochen

haͤtten .

Hebel : Ich habe um deßwillen fuͤr meine Perſon

mich nicht erklaͤrt , ob ich die Wahl des Buͤrgermeiſters
auf Lebens - oder nur auf laͤngere Zeit wuͤnſche , wei

ich erwartete , daß eine laͤngere Zeit beliebt werden

wuͤrde .
Die Wahl auf Lebenszeit moͤchte nun freylich nich!

ganz raͤthlich ſcheinen . Ich haͤtte etwa an 10 Jahre
gedacht ; auch ſchon 8 Jahre hielte ich fuͤr einen Ge⸗

winn . Indeſſen ſind die Gruͤnde auf der einen und

auf der andern Seite ſo wichtig , daß nur die Erfah’
rung entfeheiden wird . Da diefe Gemeindeordnung nut

auf ſechs Jahre hinausgegeben werden ſoll ; ſo werden
wir bis dahin durch die Erfahrung belehrt merde

Ich ſchließe mich fuͤr jetzt dem Commiſſionsantrage
an
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v. Kettner In der Verfaſſung finde ich nirgends , daß
n eine Stelle wandelbar ſey, auch zweifle ich , ob dies in dem

n Geiſte ver Herfafung liegen fann . Wenn daher die

— Ortsvorgeſetzten zu gewiſſen Zeiten wechſeln muͤſſen ,
fo ſollten es auch die Miniſter zu gewiſſen Epochen ;

denn von der Gemeinde als Staatsinſtitut gilt die

naͤmliche Folge bis zu der oberſten Stufe . Wenn es bis —

s"
Der ein Nachtheil får die Gemeinden war , dag fie fih

von mißfaͤlligen Ortsvorgeſetzten nicht haben loswinden

koͤnnen , ſo war hieran Niemand Schuld , als die Re —

h
Bierung felo in ihren Beamten , Wenn die Ortsvor —

—
geſetzten ihre Schuldigkeit nicht thaten , ſo war es

$ Pflicht der Beamten , ſie zu derſelben anzuhalten , oder

e⸗ in adminiſtrativem Wege von ihrer Stelle zu ent —

y⸗ fernen .

if

W Irhr . v. Tuͤrkheim ſetzt dieſem die Bemerkung

en entgegen , daß in einem conſtitutionellen Staate nur

das Geſetz herrſche , und man ſich nicht auf den Aus —

ſpruch verlaſſen koͤnne, die Behoͤrden ſollen ihre Schul —

on digkeit thun , uͤberdieß aber in vorliegendem Fall die

5 im . §. 30 angegebenen Fálle der Entlaſſung eines Buͤr⸗

il Sermeifterg , worauf fich eine Berweifung der Behoͤr⸗

*
den auf ihre Schuldigkeit beziehen koͤnnte , fuͤr den
vorhin angegebenen Zweck der periodiſchen Wahlen nicht

genuͤgen .
cht

f Rege Com . geh, Nef Frhr . v . Liebenſtein

widerſpricht der Behauptung , daß es die Schuld der

ind eamten ſeye , wenn die Ortsvorgeſetzten ihr Amt

h ſchlecht verwalten , und eroͤrtert zu dieſem Behufe die

zur Stellung und die Befugniſſe der Bezirksbeamten den

yo Ortsvorgeſetzten gegenuͤber umſtaͤndlich .

en:
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Auf die vom hohen Práfidium géhaltene Um -

frage erklaͤrte ſich die Kammer einhellig ( mit Aus —

nahme des Landoberjaͤgermeiſters v. Kettner )

fuͤr die unveraͤnderte Annahme des Gen,

§ 27 .

Frhr . v . Tuͤrkheim erklaͤrt die Abaͤnderung nach
dem Commiſſtonsantrage .

v. Rotted : Er fehe niht cin , warum a und b-

geftrichen werden foken ; die Uugnahme , die zu Gunz

fen der Mngefåhrten hier ftatuit worden , fónnte fúr

fie eben ein Bemeggrurd werden , in die Gemeinde zu

treten .

Frhr . v. Weſſenberg ſtimmt dieſer Aeußerung
bey .

Frhr . v. Tuͤrkheim und Zachariaͤ beſtreiten

dieſelbe . Der letzte mit der Bemerkung , daß hier —

durch ein Privilegium ertheilt wuͤrde ; Privilegien
aber ſeyen gehaͤſſtig.

v. Rotted : - Der ganze § enthált ja nichts
anders , als ſolche Privilegien , nåmlih ala wohlbe⸗

gruͤndete Ausnahmen von einer , in ihrer Allgemeinheit
allzuftrengen , Regel . Die oft angefåhrte Abſicht der

Regierung , die Gemeinden thunlicdhf zir vercdeln , mård ?

nun allerdings dadurch befoͤrdert werden , wenn den

Perſonen , deren Eintritt in den Gemeindsverband zwar
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wuͤnſchenswerth, aber nicht geboten iſt , anlockende Be⸗
weggruͤnde zum freywilligen Eintritt gegeben wuͤrden .

Zudem ſpricht eine natuͤrliche Billigkeit fuͤr die bemerkte

Ausnahme .

Die Kammer erklaͤrte ſich ( mit 12 gegen 2 Stim -

men

fuͤr den Commiſſionsantrag .

— S —

Nachdem Zacharkaͤ einen von v . Kettner ge—⸗

aͤuſſerten Anſtand uͤber die Worte „ der Gemeinde ver —

antwortlich “ dahin berichtigt hatte , daß dieſe Worte ſich
blos auf den Erſatz nach den buͤrgerlichen Geſetzen be —

dògen , wurde diefer § ohne weitere Bemerfung ang ez
nommen ,

'

Der

§. 29

wird ohne Bemerfung angenommen ,

SBO ;

Irhr . v. Weſſenberg : Gegen dieſen 86. finde

ich nicht nur nichts zu erinnern , ſondern freue mich

lelmepr recht ſehr , daß in demſelben unter die Grin -

e zur Entlaſſung gerade die vaͤmlichen Vergehen auf —

nommen ſind , die man unter die Gruͤnde der Aus —

fSliefung von der Wåhlbarfeit aufzunehmen Bedenfen

8.

Reg , Cm . geh, Ref . Frhr . y . Liebenftein
—

geh . Ref. Frh ſt
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Es ſey ein weſentlicher Unterſchied , ob Jemand
in fruͤherer Zeit , ehe er noch ein oͤffentliches Amt be⸗

kleidet , ein Vergehen begangen habe , oder ob er ſich
waͤhrend ſeiner Amtsfuͤhrung ein Vergehen zu Schul⸗
den kommen laſſe . Diefen Unterſchied habe auch die

zweyte Kammer wohl gefuͤhlt .

Es geſchehe oft , daß junge Leute ſich aus Ueber⸗

eilung und Leichtſinn zu Vergehungen hinreißen laſſen ,

welche ſie in der Meinung der Menſchen nicht be —

ſchimpfen .

Maͤnner wegen Uebereilungen der Jugend fuͤr im⸗

mer von oͤffentlichen Aemtern auszuſchließen , waͤre un —

bilig , und in ſehr vielen Faͤllen fuͤr die Gemeinden

und den Staat ſelbſt ſehr nachtheilig . Anders ver⸗

halte es ſich aber , wenn der Mann , der ein Amt b ”

kleide , ſich ein Vergehen zu Schulden kommen laſſe/
und dafuͤr beſtraft werde . Hier ſey Verminderung der
oͤffentlichen Achtung unvermeidlich , und davon bte

nothwendige Folge die Entfernung vom mte .

Srhr . v. Weffenberg : i Fh wil der Bemer⸗

kung des Herrn Regierungscommiſſaͤrs im Weſentlichen
nicht widerſprechen ; es bleibt mir nur zu wuͤnſchen /

daß niemals ein Fall eintreten moͤge, auf den der be⸗
kannte Vers Anwendung faͤnde :

Turpius ejicitur , quam non admittitur hospes .

Ueber eine von dem Landoberjágermeifter 9. Rett

ner geåuferte Bedenklichkeit uͤber den Doppelſinn de

Wortes „ünverbeſſerlichkeit ““ wird auf den Antrag des geb.
Hofraths Zach ariaͤ zur Tagesordnung aͤbergegangen
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und die unveraͤnderte Annahme des Ken einhellig

beſchloſſen.

Torn

Frhr . v. Tuͤrkheim erlaͤutert die Aenderung

nach dem Commiſſionsberichte .

v. Rotteck : Er wuͤnſche die Annahme deg Sen

nach dem Entwurfe der zweyten Kammer , da die vor -

geſchlagene Verbeſſerung dem Ermeſſen der Adminiſtra⸗
tivſtellen einen zu großen Spielraum gebe , und eine

weit gefaͤhrlichere Willkuͤhr beguͤnſtige , alg diejenige fey ,

welcher man dadurch zu ſteuern gedenke .

Die Kammer entſchied ſich jedoch einhellig ( mit

Ausnahme des Hofraths v. Rotteck ) fuͤr den Commiſ —

ſtonsantrag .
Die

SSe 32 , 33 , 34

wurden ohne Bemerfung angenommen ,

Se , Durchlaucht , der Herr Får v . Löwen ftein

aͤuſſern jedoch den Wunſch , daß die Gemeinderaͤthe

auch allen den Verpflichtungen moͤchten nachkommen

koͤnnen , die ihnen hier auferlegt ſeyen .

5. 35 .

Irdhr . v. Weſſenberg : Da ich geſtern , wenn

ich nicht irre , wegen meines Antrags in Betreff der
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Verwaltung der Ortsſtiftungen auf dieſen Şen Ver

wiefen worden bin , fo erneuere ih ihn nunmehr dahin,
daf dem §. 35 beygefezt werde : „ Die Verwaltung

der Ortsſtiftungen , ſo weit ſie den Gemeinden zuſteht ,

wird nach den beſtehenden oder kuͤnftig zu erlaſſenden

Geſetzen durch beſondere Stiftungsraͤthe beſorgt . “ Die

Orisſtiftungen ſind ein Gegenſtand von der groͤßten

Wichtigkeit fuͤr die Gemeinden . Der gute Beſtand der

Stiftungen haͤngt aber vorzuͤglich von der Beſchaffenheit der

Behoͤrde ab , welche ſie verwaltet . Nach der Erfahrung

hat ſich die Verwaltunrg durch eigene Stiftungsraͤthe
atg die befe bewåbrt . Dieſe Einrichtung iſt bey uns

dem Weſen nach ſehr alt , und in neuern Zeiten nur

durch Verordnungen naͤher beſtimmt worden . Die

Stiftungsraͤthe werden aus dem Ortspfarrer , dem

Orts vorſtaude und eigens dafuͤr gewaͤhlten Mitgliedern

der Gemeinde zuſammen geſetzt . Hierdurch ift auch zugleich
der Kirche ihr Einfluß auf das Stiftungsweſen an den

einzelnen Orten geſichert , der ibr nah Recht und Ob —

ſervanz gebuͤhrt , und fuͤr deſſen Erhaltung die Regle —

rung ſelbſt wichtige Gruͤnde hat , Gorge zu. trage

Ich wiederhole meinen Antrag ,

Hebel tritt diefem Antrage bey , beſonders auch
in Beziehung auf kirchliche Stiftungen und Almoſen /

die der evang liſchen Confeſſion angehoͤren .

Zachariaͤ : So gewichtig fuͤr mich das Zeug⸗

niß iſt , welches der verehrte Herr Bisthumsverweſer
fuͤr die Zweckmaͤßigkeit der Siftungsraͤthe abgelegt hat

fo muĝ ih doh gelehen , Daf ih von dem beylaͤufis
jn Anregung gebrachten Gegenſtande nicht genugſam

ünletrichſet bin . Und da es mir zweifethaft iſt ,
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der Vorſchlag nicht die Rechte der verſchiedenen kirch⸗

lichen Geſellſchaften und das Recht der Regierung ,

Verwaltungsmaaßregelnabzuaͤndern, beeintraͤchtigen wuͤr⸗

de, fo fann ih . får den Vorſchlag noh gus Zeit nicht

timmen .

Frhr . v. Weſſenberg : Allerdings gebuͤhrt der

Kirche auf die Verwaltung der Stiftungen ein vor —

zuͤglicher Einfluß , und eben dieſer Einfluß iſt in mei —

nem Vorſchlage beſonders beruͤckſichtigt. Billig darf

ich, vermoͤge meiner amtlichen Stellung , erwarten , daß

in dieſer hohen Kammer die Vermuͤthung fuͤr mich

fen merde , Daf ih nichts vorſchlagen werde , was ge⸗

gen die Rechte der Kirche ſtreitet .

Reg . Com . geh . Ref . Frhr . D Liebenſtein :

In Bezug auf die Sache felbſt bin ich nicht in der

Rage, im Namen der Regierung eine pofitive Erflå -

tung geben zu fónnen ; in formeller Hinſicht will ich

dem Ermeſſen der Kammer nicht vorgreifen , ob hier

der geeignete Ort zu einem ſolchen Zuſatz ſeyn moͤchte.

Auf gehaltene Umfrage

beſchloß

Die Kammer :

1) ( mit r2 gegen 2 Stimmen ) auf den Antrag

deg Frhrn . V. Weſſenberg einzugehen .

2) ( mit 10 gegen 4 Gtimmen ) den Şen mit dem

vorgeſchlagenen Zuſatze a zunehmen .
Protokolle der 1. Kammer 3r Bd⸗ 28
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X

Der

——

wird nach einer kurzen Erlaͤuterung des Frhrn . v. Tuͤr f ?

þeim nah dem Commiffiongantrag einpellig an ?

genommen ,

SE B7

Reg . Comm . geh . Ref . v. Liebenſtein erklaͤrt —

daß die Meinung der Commiſſion auch die der Re —

gierung geweſen ſey , wie aus dem §. 40 des Geſetz ,
entwurfes zu erſehen ſey ; die zweyte Kammer ſcheine
aber von einer entgegengeſetzten Anſicht ausgegangen

zu ſeyn , und nicht gewollt zu haben , daß der Ge —

meinderechner zugleich Mitglied des Gemeinderaths

ſeye .

v, Kettner finde die Aufnahme des Gemeinde —

rechners in den Gemeinderath deßhalb bedenklich , weil

er eben dieſer Stelle wegen der zu ſtellenden Rechnung

verantwortlich ſey .

Frhr . v Weſſenberg : Der vom Herrn Land⸗

oberjaͤgermeiſter v. Kettner augefuͤhrte Umſtand iſt mei -

nes Erachtens von großem Gewicht . Es koͤnnen auch

noch ſonſt wichtige Gruͤnde vorwalten , warum eine Ge —

meinde vorziehen muß , einen andern , als ein Mit —

glied des Gemeinderaths , zum Verrechner zu waͤhlen⸗
Ich glaube daher , es ſollte der Gemeinde hier freye
Wahl gelaſſen werden , ohne ſie an die Mitglieder des

Gemeinderaths zu binden .

v. Rotteck tritt dieſer Anſicht bey .
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| RegComm . geh . Ref . Sehr . v. Liebenſtein :

Eben dieſe Ruͤckſicht habe wohl auh die Mnfiht der

zweyten Kammer beſtimmt . Allein in kletnern Staͤdten

und Doͤrfern ſeye die Beſtimmung nach dem Geſetzent⸗

wurfe und dem Commiffiongantrage doch wohl zweck⸗

maͤßiger, da hier die Geſchaͤfte nicht mit Beobachtung

ſo vieler Formalitaͤten behandelt werden koͤnnten , ohne

im Weſentlichen zu leiden .

In groͤßeren Staͤdten ſey der Vorſchlag wohl

zweckmaͤßig und ausfuͤhrbar . Dort habe der Geſetz⸗
Bo d entwurf aber auch Dafür geſorgt .

Die Frhrn . v. Tuͤrkheim und v. Falfens

a ſt ein beziehen fich auf den Commiffiongberiht , egte -

rer mit der befondern Bemeréung , daf wegen Der ge -

wuͤnſchten Controlirnng des Gemeinderechners eine ſol —

che ſchon hinlaͤnglich in der Stellung des Buͤrgeraus⸗

ſchuſſes liege .

Auf die vom hohen Praͤſidium geſtellten Fragen

wurde
9

bef htop

1) ( mit 8 gegen 6 Stimmen ) nach v . Kettuers

Antrage den Gemeinden zu uͤberlaſſen , ob ſie

den Gemeinderechner in den Gemeinderath auf —

nehmen wollen ;

Aenderung nah dem Commiffonsantrage an - x —
Meinhellig , den Hen mit dieſer beſchloſſenen

zunehmen . i

|
|
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Commiſſionsbericht —

úber
i

die Mittheilung der zweyten Kammer , Wes

gen einer neuen Gewerbeordnung

Erſtattet

von dem Freyherrn v. Falkenſtein .

Es iſt ein charakteriſtiſches Zeichen unſerer Zeit , daß

bereits alle Inſtitute und Einrichtungen , welche uns

die Vorzeit uͤberlieferte , vor den Richterſtuhl der oͤffent—

lichen Meinung gezogen , und daſelbſt ſowohl mit ihren

Maͤngeln und Gebrechen , als mit dem Guten , wel

hes fie enthalten ; in Beziehung auf die Gegenwart

abgewogen und geprůft werden Wenn fih Dadurch
in conſtitutionellen Staaten der Volksrepraͤſentation

ein reichhaltiger Stoff fuͤr ihre Wirkſamkeit darbietet , ſo

bleibt es doch immer ein ſehr ſchwieriges Unternehmen ,

Einrichtungen , welche ſeit Jahrhunderten beſtehen , und

vielſeitig in das buͤrgerliche und haͤusliche geben ein -

greifen , den gegenwaͤrtigen Beduͤrfniſſen und Forderun⸗
gen der Zeit anzupaſſen , ohne ſich dabey einerſeits einer

unbedingten , ungluͤcklichen Neuerungs⸗ und Zerſtoͤrungs⸗
ſucht hinzugeben , oder ſich andererſeits durch ein eigen⸗

ſinniges Feſthalten an dem bisher Beſtandenen , irre lei —

ten zu laffen : - Daner werden nur jene Reformen mohl

thaͤtig gedeihen , und ihrem Endzweck , dem Geſammt⸗

wohl der Staatsbuͤrger entſprechen , welche in dem Geiſte

einer beſonnenen Maͤßigung und in der Ueberzeugung
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veranlaßt werden , Deg eg Heilige Pflicht eineg jeden

Zeitalterg fep , Dad durch eine lange Erfahrung bewaͤhrte
Gute zu erhalten , und den kuͤnftigen Generationen

aufzubewahren , mag es auch unter veralteten Formen

und Mißbraͤuchen angetroffen werden , die zwar hinweg⸗

zuraͤumen ſind , jedoch nicht ohne die beſcheidene Erin⸗

nerung on den ewigen WeHfel , dem ale Menſchen⸗
werke unterliegen .

Dieſe allgemeinen Betrachtungen glaubte die Com⸗

miſſton , deren Berichtserſtatter ich zu ſeyn die Ehre

habe , der ihr von der hohen Kammer aufgetragenen

Beleuchtung und Beurtheilung jener Wuͤnſche und Anz

ſichten , welche von der zweyten Kammer in Betreff

einer neuen Gewerbeordnung anher mitgetheilt worden

ſind , als leitende Norm voranſchicken zu muͤſſen.

Es iſt wohl allgemein bekannt , und erhellet neu —⸗

erdings aus den mit ſo vieler Sachkenntniß und

Umſicht in der zweyten Kammer uͤber dieſen Gegenſtand
gepflogenen Verhandlungen , daß der Zerfall des Zunft⸗
weſens durch die dabey angewachſenen Mißbraͤuche/

durch die Ungleichheit , womit dieſe Sahe in den ver

ſchiedenen Theilen des Landes behandelt wird ; und

durch Maͤngel und Gebrechen aller Art , einen ſo ho⸗

hen Grad erreicht hat , daß die laͤngere Fortdauer die⸗

ſes Zuſtandes ohne Abhilfe , eine ſehr grofe und en

pfindliche Luͤcke in der Vorſorge fuͤr das oͤffentliche
Wohl bilden wuͤrde .

In ſo ferne die Zuͤnfte und Innungen dazu dien⸗

ten , um die Handwerke und Gewerbe zu erhalten , und
auf einen immer hoͤhern Grad von Vollkommenheit
zu bringen , den Betrieb derſelben einer gewiſſen wohl⸗

thåtigen Ordnung au unterwerfen , die Handwerkslehr⸗
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linge nach einer gewiſſen vorgeſchriebenen Stufenfolge ,

ſowohl hinſichtlich der Moralitaͤt , als der Kunſtfertig —

keit , zu erziehen und auszubilden , das Verhaͤltniß

zwiſchen Meiſter und Geſellen zur Verhuͤtung aller ver —⸗

derblichen Gtreitigfeiten unter ihnen feſtzuſetzen , in ſo

ferne endlich dieſe Corporationen durch Beytraͤge aus

dem Privatvermoͤgen der Einzelnen , ein Communver —

moͤgen zu wohlthaͤtigen Zwecken fuͤr ihren Verein gebil⸗

det haben , waren dieſe Inſtitute gewiß ſehr achtbare

Einrichtungen , weßwegen unſere Voraͤltern unſern groͤß⸗
ten Dank verdienen . Allein nun hat dieſelben das

Schickſal aller menſchlichen Dinge getroffen , ſie ſind

veraltet , das heißt : die Verhaͤltniſſe und Umſtaͤnde ,
unter denen ſie entſtunden , haben ſich geaͤndert , und

dieſelben mußten daher nothwendig aufhoͤren , in ihrer

jetzigen Geſtaltung ihrem urſpruͤnglichen Endzweck , und

den Forderungen der gegenwaͤrtigen Zeit Genuͤge zu

leiſten . Dazu koͤmmt noch eine graͤnzenloſe , durch Miß —

braͤuche entſtandene Ausartung , bey welcher der ſo viel —

faͤltig mit Recht getadelte Zunftzwang obenanſteht , und

welcher eben ſo nachtheilig auf die groͤßere Entwicke —

lung und Steigerung des Gewerbfleißes , als auf das

naͤhere Intereſſe des Publikums zuruͤckwirkt.

Es waͤre wohl nicht moͤglich , eine getreuere und

erſchoͤpfendere Schilderung dieſes Uebelſtandes zu ent —

werfen , als es durch den Commiſſionsbericht in der

zweyten Kammer , und die gehaltvolle Rede des Herrn

Staatsraths Winter daſelbſt geſchehen iſt , und die

dieſſeitige Commiſſton erlaubt ſich demnach auf dieſe

Verhandlungen hinzuweiſen , um eine hohe Kammer

nicht mit uͤberfluͤſſtzen Wiederholungen behelligen zu

muͤſſen.

Indem nun die Commiſſion zu der Begutachtung
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ber einzelnen Wånfhe und Anſichten uͤber den vorlie⸗
genden Gegenſtand uͤbergeht , glaubt ſie zuvoͤrderſt die

Hauptgeſichts punkte beruͤhren zu muͤſſen , in welche die

zweyte Kammer ihre verſchiedenen Verbeſſerungsvor⸗
ſchlaͤge in Betreff der Gewerbeangelegenheiten zuſam⸗

mengefaßt hat , und die in Folgendem beſtehen :

1 ) Reform des bisherigen Zunftweſens , durch

eine zeitgemaͤße neue Gewerbeordnung ohne beſendere

Beguͤnſtigung der Gewerbeſreyheit .

) Gaͤnzliche Gewerbefreyheit als erſtes Principe
von welchem alle Verbeſſerungen ausgehen ſollen ;
weil aber der unbedingten Einfuͤhrung derſelben zur

Beit . noh einige weſentliche Hinderniſſe entgegenſtehen ,
eine zeitgemaͤße , die Gewerbefreyheit moͤglichſt beguͤn⸗

ſtigende , neue Gewerbeordnung .

Die Commiſſionsantraͤge in der zweyten Kammer

waren in dem Sinne des erſten Geſichtspunctes geſtellt ,
allein in der hierauf ſtattgehabten Discuſſion erfolgte

durch einhelligen Beſchluß die Annahme des zweyten ,

und es wurden zu dieſem Ende die obbeſagten Anſich⸗
ten und Wuͤnſche in der Abſicht ausgeſprochen , um

dieſelben mit der Bitte um eine neue zeitgemaͤße Ge⸗

werbeordnung der hohen Regierung zur Beruͤckſichtigung
vorzulegen .

Es waͤre zwar hier der Ort , um fich in eine

umfaſſende Erörterung und Abwaͤgung der vielen trif⸗

tigen Gruͤnde und Gegengruͤnde einzulaſſen , welche ſo⸗

wohl fuͤr eine unbedingte Gewerbefreyheit , als fuͤr die

Fortdauer einer , jedoch zeitgemaͤßen , Gewerbeordnung

ſprechen . Da aber dieſe verſchiedenen Gruͤnde theils
in dem Commiſſionsberichte der zweyten Kammer , und
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in den ausfuͤhrlichen Bortrågen mehrerer Mitglieder

aufgeführt ſind , theils auch aus den neuen Zeitſchriften
uͤber dieſen Gegenſtand als bekannt vorausgeſetzt wer —

den duͤrfen , ſo glaubt die Commiſſton eine weitlaͤuftige

Abhandlung hieruͤber um ſo eher umgehen zu koͤunen ,

als dieſe wirklich noch große Streitfrage in Bezug

auf die Anwendbarkeit in unſerm Vaterlande , wohl

nicht beſſer , als auf dem Wege der Erfahrung ent —

ſchieden werden moͤchte.

Wenn gleich nicht zu mißkennen iſt , daß die

Gewerbefreyheit im Allgemeinen das wirkſamſte Mittel

eunthaͤlt, um mit einem Male allen Zunftzwang ver⸗

ſchwinden zu machen , die Induſtrie immer mehr zu

eutwickeln , und zu beleben , die ſaͤmtliechen Handwerke
ind Gewerbe in einen bluͤhenden Zuſtand zu verſetzen ,

und dadurch das directe und indereete Intereſſe des Pu —

blieums zu befoͤrdern , ſo iſt es doch nicht minder wahr ,

daß man eine große Ungerechtigkeit an den Zeitgenoſſen

begehen wuͤrde , wenn jetzt gleich ohne alle Ruͤckſicht eine

unbeſchraͤnkte Gewerbefreyheit eingefuͤhrt werden wollte.

Abgeſehen davon , daß jeder ſchnelle Uebergang

von einem beſchraͤnkten Zuſtand in einen ungebundenen

große Nachtheile hat , beſonders wenn es an ſubjectwer

Empkfaͤnglichkeit dazu fehlt , ſo wuͤrde die durch eine

unbedingte Gewerbefreyheit vermehrte Coneurrenz ſo man⸗

che Familie ſchuldlos in das graͤnzenloſeſte Elend ver⸗

ſetzen. Wie mancher brave und fleißige Handwerker

lebt niht unter ung , Der entweder nicht Gelegenheit

hatte , ſich eine hoͤhere Ausbildung zu verſchaffen , oder

unter . pen bisherigen Verhaͤltniſſen das Beduͤrfniß dazu

nicht fuͤhlte. Dieſer muͤßte nothwendigerweiſe Gefahr

laufen , bey unbeſchraͤnkter Concurrenz einen Nahrungs⸗
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aweig får fich und feine Familie gefhmåtert zu fehen ,
oder wohl gar zu verlieren , får den er doch den Gohut
deg Staates eben fo gut in Anfpruh zu nepmen bez

rechtigt iff , alg jener , der in einem . der beften poly -
techniſchen Inſtitute gebildet wurde , und deſſen erwor⸗

bene Kenntniſſe und Kunſtfertigkeit demſelben das reich⸗
lichſte Auskommen ſichern .

Mag man auch immer einen großen Nachbarſtaat
mit dem gegenwaͤrtigen Flor ſeiner Handwerke und

Gewerbe als Beyſpiel fuͤr eine un beſchraͤnkte Gewerbe⸗

freyheit anfuͤhren . Wer iſt im Stande , das Unheil und
die theuren Opfer zu berechnen , welche dieſer neue Buz
fand zur Zeit ſeiner Einfuͤhrung der damals lebenden

Generation gekoſtet haben . Auch waͤre vielleicht die

Frage hier nicht am unrechten Orte : iſt es die Gewer

befreyheit allein , welche dieſen bluͤhenden Zuſtand her⸗
vorbrachte , und haben nicht auch andere guͤnſtige Um⸗

ſtaͤnde und Verhaͤltniſſe dazu kraͤftig mitgewirkt ?

Es bleibt alſo wohl nichts anders uͤbrig, als bey

dieſer ſchwierigen Sache vorbereitend , und mit moͤg⸗
lichſter Schonung der gegenwaͤrtigen Verhaͤltniſſe zu
Werke zu gehen , und in ſo ferne nimmt die Com⸗

miſſion keinen Anſtand , darauf anzutragen , daß ſich die

hohe Kammer mit dem Beſchluſſe der zweyten Kammer

dahin vereinige :

Die Reglerung zu bitten , eine zeitgemaͤße , die

Gewerbefreyheit moͤglichſt , beguͤnſtigende , Gewerbe⸗

ordnung entwerfen , und dieſen Entwurf der naͤch⸗
ſten Staͤndeverſammtung vorlegen zu wollen .

Ob und in wie ferne nun die in dieſer Beziehung

auso geſprochenen Wuͤnſche und Anſichten der zweyten
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Rammer pon der Mrt fnd , dag man fih gleichfalls
damit vereinigen zu koͤnnen glaubt , oder daß etwa nach

den dieſſeiligen Anſichten einige Modificationen gewuͤnſcht

werden muͤffen, daruͤber folgt nun in dem fernern Vor⸗

trage das Gutachten der Commiſſion :
Art . I .

Wag den erten diefer Wuͤnſche betrifft , „ daß

„ naͤmlich die hohe Regierung um eine zeitgemaͤße, die

„Gewerbefreyheit moͤglichſt beguͤnſtigende , Gewerbeord⸗

„ nung gebeten werden moͤchte “ , ſo liegt der Beytritt

zu dieſer Bitte ſchon in dem obigen Commiſſionsantrag .

Art . 2

Ueber den zweyten Punct , des Inhalts : „ daß

„ die Zuͤnfte aufzuheben waͤren , die Leitung des Ge —

„ werbeweſens aber den Gewerberaͤthen unter der Auf⸗

„ſicht der Regierung uͤbertragen werden moͤchte “ , ſindet

ſich die Commiſſion zu folgenden Bemerkungen veran⸗

laßt :
Die Aufhebung der Zuͤnfte ſcheint in directem

Widerſpruch mit dem Inhalt deg 15ten und ibten

Artikels zu ſtehen , wo es heißt : daß das Zunftvermoͤ⸗

gen Cigenthum der Bånfte verbleiben , und dafelbe

vorderſamſt får die kranken Zunftgenoſſen verwendet

werden moͤchte.

Es laͤßt ſich auch nicht wohl denken , wie dieſe

zum Theil in dem Privatrechte gegruͤndeten Beſtim⸗

mungen ausgefuͤhrt werden koͤnnten , wenn die ver⸗

fchiedenen Gewerbscorporationen ganz aufhoͤren ſollten .

Ferner wuͤrde man durch unbedingte Aufhebung

dieſer letztern den Haltpunkt verlieren , von welchem die

big zur moglichen Einfuͤhrung einer gaͤnzlichen Gewer —

befrehheit noch beyzubehaltende wohlthaͤtige Ordnung in

dem Beirieb und in der Erlernung der Handwerke,
ſo wie in der Ausbildung der Gemerbgbefifenen , Bnd

mancher damit verwandten Dinge auggehen muf ,
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Nur den engherzigen Bunftgeit mit alen feinen ,
durch Selbſtſucht und niedrigen Eigennutz herbeygefuͤhr⸗
ten , Folgen will man zerſtoͤren , nicht aber Vereine

zertruͤmmern , die , gereiniget von Mißbraͤuchen , unter

den gegenwaͤrtigen Verhaͤltniſſen immerhin noch wohl⸗
thaͤtig fortwirken koͤnnen .

Daher fann ſich die Commiſſion mit der Aufhe —⸗
bung der Zuͤnfte nur in ſo weit vereinigen , alg Dar -

unter ibre gegenwaͤrtige Geſtaltung begriffen iſt . Ge⸗

gen die Leitung des Gewerbweſens durch Gewerbraͤthe
unter Aufſicht der Regierung , ſindet um ſo weniger ein

Bedenken Statt , als durch dieſe Gewerbraͤthe eine Art

ſehr vortheilhafter Repraͤſentation , ſowohl der verſchie⸗
denen Gewerbe , als auch der Diſtricte , welche etwa

ruͤckſichtlich dieſes Inſtituts noͤthig erachtet werden duͤrf⸗
ten , gebildet werden fann :

Mit den Artikeln 3 . u. . , welche die Wuͤnſche
enthalten , „ daß eine ſtufenweiſe Ausbildung der Ge —

werbebefliſſenen , und daher die Einthellung in die

Elaſſen von Lehrling , Gehuͤlfe und Meiſter Statt ha —

ben , unv der Antritt des Meiſterrechts mit errelchter
Volljaͤhrigkeit erlaubt werden moͤchte “ , glaubt ſich die

Commiſſion als einverſtanden erklaͤren zu muͤſſen , und

zwar aus nachſtehenden Gruͤnden :

Es iſt gewiß nicht gleichguͤltig , weder fuͤr vie

groͤßere Vervollkommnung der Gewerbe , noch fuͤr das

dabey intereſſtrte Publicum , und eben ſo wenig fuͤr die

dab ey am naͤchſten betheiligten Gewerbebefliſſenen , ob

dieſe letztern eine gruͤndliche , oder oberflaͤchllche Aus —

bildung erhalten ; die erſtere aber kann , ſo mie die ġe -

lehrte , wohl nicht beſſer , als durch eine zweckmaͤßige
Stufenfolge erlangt werden , und es waͤre daher , be⸗

ſonders bey uns , wo dieſe Vorſchrift ſo lange ſchon
mit Nutzen beſtanden hat , hoͤchſt bedenklich dieſen

Gegenſtand der Willk uͤhrund Unerfahrenheit Preis att
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geben . Nur findet es die Commiffion får råthlih ,

die in alt deutſcher Sitte und dem Herkommen gegruͤndete

Benennung Geſelle , ſtatt Gehuͤlfe aus dem Grunde

bepzubehalten , weit fonff , durch die Aenderung diefer

Benennung , leicht ein , der Oberflaͤchlichkeit ſehr gedeih —

licher Daͤnkel entſtehen duͤrfte , und weil ferner die

Benennung Gehuͤlfe bisher als eine unſchaͤdliche Aus⸗

zeichnung bey einigen Gewerben uͤblich war , bey wels

chen in der Regel eine feinere Erziehung vorausgeſetzt

wird .

Die Beſtimmung , daß die Volhaͤhrigkeit zugleich

als der Zeitpunet des Antritts des Meiſterrechts feſt⸗

geſetzt werden moͤchte , kann allerdings dem Endzweck

ganz angemeſſen erachtet werden , denn einmal iſt mit

Grund vorauszuſetzen , daß derjenige , den das Geſetz

als ſelbſtſtaͤndig ruͤckſichtlich aller buͤrgerlichen Verhaͤlt⸗

niſſe erklaͤrt , auch im Stande ſeyn wird , den gewaͤhl —

ten Nahrungszweig zum Nutzen ſeiner eigenen Familie

ſowohl , als zum Vortheil ſeiner Mitbuͤrger zu betrei —

ben , und dann ift der Zeitraum vom Austritt aus der

Schule , der gewoͤhnlich im vierzehnten Jahre erfolgt ,

big zur Volhaͤhrigkeit groß genug , um ſich auf jede

Weie die nòthigen Kenntniſſe und Kunſtfertigkeiten

anzueigneu .

Zu den Artikeln 5. und 6 . „ daß naͤmlich den

„ Gewerbgeſellen das Wandern zur Pflicht gemacht ,

„ und daß bey allen Gewerben vor dem Antritt des

„Meiſterrechts eine Pruͤfung ſtatt finden moͤge“ , bemerkt

die Commiffion Folgendes :
Das Wandern der Gewerbgefelen wurde , mwenn

dieſelben mit dem geboͤrigen Elementar - Unterricht , und

den noͤthigen Vorkenntniſſen ausgeſtattet waren , von

jeher alg das zweckmaͤßigſte Mittel angeſehen , um eine

Srògere . Musbibung zu Lerbalten, und auch jest noh

duͤrfte dieſe Anſicht bey ihrem Westhe bleiben , da eine



lange Erfahrung laut Dafár fpriht , dag ein junger

mwifbegieriger Handwerker nur in der Fremde , und

namentlich in groͤßern , gewerbreichern Staͤdten Gele —

genheit findet , ſeine Kenntniſſe zu bereichern , und ſeine
Kunſtfertigkeit zu vermehren . Auch fuͤr einen Hand⸗
werker , welcher in einer ſolchen Stadt gebohren und

erzogen waͤre , iſt es vortheilhaft , wenn er einige Zeit
unter fremden Menſchen und Verhaͤltniſſen lebt , um

dadurch der ſo ſchaͤdlichen Einſeitigkeit vorzubeugen .

Die Commiſſion glaubt daher auf den Beytritt zu der

Beſtimmung wegen des Wanderns , jedoch mit dem

Beyſatze antragen zu koöͤnnen, daß das Wandern vor⸗

zuͤglich in groͤßere , gewerbreiche , Staͤdte zur Pflicht ge⸗
macht werden moͤge .

Nicht minder iſt die Commiffion mit dem Wun -

ſche einverſtanden , „ daß bey allen Gewerben vor An -

„tritt des Meiſterrechts eine Pruͤfung Statt finde ”,
mit der Bemerkung jedoch , daß , in ſo ferne die Na —

tur des Gewerbes die Fertigung eines Meiſterſtuͤcks
als Pruͤfung nothwendig macht , nicht nur , wie es ſich

von ſelbſt verſteht , alle fruͤher dabey Statt gehabten

Mißbraͤuche abgeſchafft , ſondern auch der Bedacht darauf

genommen werden moͤge, daß der hiezu noͤthige Zeit —

aufwand den armen Handwerker nicht zu ſehr in ſei⸗
nem taͤglichen Verdienſte zuruͤckſetze .

Art . 7

Bey der Beſtimmung dieſes Artikels , dahin lau —

tend , „ daß jeder die Gewerbe treiben duͤrfe , die er

„nachweist , ordnungsmaͤßig erlernt zu haben , oder aber

„ durch Proben darthut , daß er ſie verſtehe , und daß

„ es unter gleicher Bedingung einem jeden erlaubt an
„fole , von einem Gewerbe jum andern uͤberzugehen,“
findet die Commiſſton zu Verhuͤtung aller Mißdeutnng
bey dem Ausdrucke „ jeder “ den Beyſatz : Inlaͤnder ! “
noͤthig . Ferner glaubt dieſelbe , daß das Uebergehen
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| von einem Gewerbe zu einem andern nur bey verwaand -

ten Gemerben Gtatt haben folle , weil dadurch einer -

feit der fchon in der gweyten Kammer erhobene Anz

ftand megen deg får jedes Gewerbe indbefondere erfor -

derlichen Wanderns hinwegfaͤllt , und anderſeits ein

oͤfteres , zu leichtſinniges , Wechſeln mit den Gewerben

verhuͤtet wird .
Art . 8 .

Dieſer Artikel enthaͤlt den Wunſch , „ daß jeder

„Buͤrger in einer Gemeinde das ordnungsmaͤßig erlernte

„ Gewerbe , in welchem er gepruͤft worden iſt , aus⸗

„ uͤben und treiben duͤrfe , ausgenommen bey ſolchen Ge —

„ werben , welche ſchlechthin auf die Oertlichkeit beſchraͤnkt
„ ſind , z. B . Wirthſchaften und jene , bey welchen eine

„ zu große Concurrenz auf die Guͤte der Waaren nach —

„theilig wirkt , z. B . Apotheken , und endlich bep mel

„ hen die phyfifhe Natur der Betreibgmittel eine Cin :

nichrånfung fordert , alg : Waſſerwerke . “
Wenn die Commiſſion im Ganzen mit den Be —

ſtimmungen dieſes Artikels ſich einverſtanden erklaͤrt,
und insbeſondere jene Beſchraͤnkungen gewiſſer Gewerbe

als wohlthaͤtige und nothwendige Beruͤckſichtigungen fuͤr

das Geſammtwohl anerkennt , ſo glaubt dieſelbe noch einen

Zuſatz in eben demſelben Sinne vorſchlagen zu muͤſſen.

Es gibt naͤmlich Gewerbe , welche oft einen gro⸗

fen Aufwand von Materialien oder Produeten erfor —

dern , die zugleich Gegenſtaͤnde des unentbehrlichen all⸗

gemeinen Verbrauchs ſind , wie z. B . bey den Eiſen⸗
werken das Holz . Damit nun in dieſer Beziehung
kein drtlicher Mangel oder eine fuͤr das Publicum

laͤſtige Vertheuerung ſolcher Gegenſtaͤnde entſtehen kann ,

fo wåren im Migemeinen noh alle jene Gewerbe einer

Beſchraͤnkung zu unterwerfen , welche einen befonders
Srofen Mufmand an Producten erfordern , die zu den

unentbehrlichen Lebensbeduͤrfniſſen gehoͤren .



Art Q.
,

Gegen die im gten Artikel ausgeſprochene Anſicht ,
„ daß naͤmlich aller Unterſchied der Gewerbbefugniſſe auf
dem Lande und in den Staͤdten aufzuheben ſey “ fin⸗
det . die Commifion nichts zu erinnern , indem dief

Beſtimmung offenbar einerſeits dem Zunftzwang entge⸗

genwirkend , und andererſeits als eine zweckmaͤßige
Vorbereitung zur Gemwerbefreyheit anzufehen feyn dürfte
Ebenfo ift die Commiffion mit dem

Art . 10 .

einverſtanden , daß naͤmlich alle Fabriken , welche Erz

zeugniſſe aus verſchiedenen Stoffen zuſammengeſetzt
liefern “ alle Arbeiten zu dieſem Zweck ſelbſt fertigen
laſſen duͤrfen, wenn ſie auch ſonſt zu andern Gewer⸗

ben gehoͤren .
eaa

Der Ynhalt deg riten Artikels , „ daß naͤmlich alle

„ Erzeugniſſe des innern Gewerbfleißes ungehindert von

„ einem Orte des Landes in die andern gebracht , und

„ von den Kaufleuten zum Verkauf ausgeſtellt werden

„ duͤrften, “ liegt in der Conſequenz mit den Beſtim —
mungen deg 9ten Artikels ; denn was wuͤrde nghi die

Aufhebung alles Unterſchiedes ruͤckſichtlich der Gewerb⸗

befugniſſe auf dem Lande und in den Staͤdten nuͤtzen,
wenn nicht ein freyer Verkauf und Transport der Exr⸗

zeugniſſe des Gewerbfleißes geſtattet wuͤrde ? Wozu
wuͤrde es dienen , den Handwerkern auf dem Lande

durch das Aufheben der bisherigen Verordnungen uͤber

das Wandern die Mittel zu verſchaffen , ſich zur glei⸗
chen Ausbildung zu erheben , wie in den Staͤdten ,

wenn man ihnen fortan den Weg einengen wollte , die

wohlthaͤtigen Folgen dieſer Ausbildung zu eigenem
Vortheil und zu jenem des Publicums in das Leben

treten git bfen .

In Erwaͤgung dieſer Betrachtung und in der fer -
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nern , bag nun auf fohe Reife nah und nadh Der

verderbliche Zunftzwang verſchwinden kann , erklaͤrt die

Commiſſton ihre Zuſtimmung zu dieſen Wuͤnſchen mit

der Ausdehnung jedoch , daß dieſelben auch mit den

in der hehen Kammer kuͤrzlich gefaßten Beſchluͤſſen

ruͤckſichtlich des Hauſirhandels in Einklang geſetzt wer⸗

den moͤchten .

Bey dem in dem

OE TA

enthaltenen Wunſche, , daß der Handel mit rohen Erzeug⸗

niſſen einem jeden ohne Unterſchied geſtattet werden

moͤchte, “ findet die Commiſſion auf die von einem

verehrten Mitgliede gemachte Bemerkung einen Vorbe⸗
halt unumgaͤnglich noͤthig . Dieſer letztere betrifft

Er ſtens den Hollaͤnder Holzhandel . Da die —

ſer Handel von ganz eigener Natur iſt , und ſehr große

disponible Fonds erfordert , um einerſeits nicht ins

Stocken zu gerathen , und andererſeits beſtaͤndig hohe

Abſatzpreiſe zu erhalten , ſo waͤre es von dem entſchie⸗

denſten Nachtheil fuͤr das Intereſſe des Staats , wenn

diefer Handel nicht fortwaͤhrend unter der Leitung und

naͤhern Einwirkung der betreffenden Staatsbehörden

verbleiben folte , Cine Nusnayme von obiger Regel

dåtfte daher niht nur durch die grofe Wichtigkeit des

fraglichen Handels fuͤr das ganze Land an und fuͤr

ſich, ſoundern auch durch den fernern Umſtand hinlaͤng⸗

lich gerechtfertigt werden , daß durch die bisherige Art

ſeines Betriebes der Vortheil , den Nachbarſtaaten hier —

aus ziehen , jenem , welcher unſerm Lande bereits ſeit

ſeiner Exiſtenz dadurch zugeht , weit nachſteht .

Zweytens beſtehen privat rechtliche Titel , vermoͤge

welcher das Recht des Holzhandels der Floͤtzerſchaft
in Pforzheim der Schifferſchaft in Gernsbach und

jener in Wolfach zukommt : e nicht minder haben verſchie —

dene Schiffergeſellſchaften im Wuͤrtembergiſchen vertrags⸗
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måfige Rehte auf die Benutzung gewiſſer Flotzſtraßen
in unſerm Lande . Auch dieſe wohlbegruͤndete Berech —
tigungen verdienen die ſorgſamſte Beachtung , damit

dieſelben bey der kuͤnftig gewuͤnſchten Freygebung des

Handels mit rohen Erzeugniſſen durchaus nicht geſchmaͤ⸗
lert werden . Inſofern die in dem

MATET ,
angetragene „ Aufhebung deg Gereges vom Fabre 1908
úber dag Wandern der Handwerksgeſellen “ jene Begim
mungen defeiben betrifft , rostche zum Theil ein Verz

bot des Wanderns in das Ausland , etnen Unterſchied
in der Art der Gewerbe und ihres Betriebes , ſowohl
als des Wanderns zwiſchen Stadt und Land , karz

ſolche Normen enthaͤlt, welche der Tendenz zur gaͤnz—
lichen Vertilgung alles Zunftzwanges , und einer An⸗—

naͤherung zur moͤglichſten Gewerbefreyheit entgegenſtehen ,
kann die Commiſſion nur mit dieſer angetragenen Auf—⸗
hebung einverſtanden ſeyn , jedoch mit der Bemerkung ,
daß jene Vorſchriften des fraglichen Geſetzes , welche
die Vorbereitung der Lehrlinge in Beziehung auf den

Schulunterricht und deren fernere Erziehung und Aus —⸗

bildung enthalten , auch bey der ueuen Geſetzgebung
uͤber dieſen Gegenſtand moͤchten beachtet und ausge⸗
druͤckt werden .

Es verſteht ſich uͤbrigens von ſelbſt , daß die Be⸗

ſtimmungen wegen des Wanderns mit der Milizpflich⸗
tigkeit auf eine ſolche Art in Verbindung zu bringen
waͤren , daß der letztern Genuͤge geleiſtet werden kann ,

ohne das erſtere deßwegen zu hindern .
Art . 14 .

„ Daß den Gewerbgenoſſen unbenommen bleiben moͤge,
ſich ihres Gewerbes wegen einen Vorſtand zu waͤhlen ,
ſich zu verſammeln , und hieruͤber zu berathen, “ dage

gen findet die Commiſſſon um ſo weniger etwas zu

erinnern , als dieſe Beſtimmung in der Natur der
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Gewerbseorporationen liegt , auf deren Fortbeſtand bey

Art . 2. angetragen wurde .

Ueber die Wuͤnſche sub

Art . 15 und 16 .

daß naͤmlich darauf Ruͤckſicht genommen werden moͤge,

daß das Zunftvermoͤgen Eigenthum der Zuͤnfte verblet⸗

ben , und daſſelbe vorderſamſt fuͤr kranke Zunftgenoſſen

zu verwenden waͤre, iſt ſchon oben bemerkt worden ,

daß gegen dieſe Beſtimmungen , als in dem Privatrechte

gegruͤndet , nichts einzuwenden ſeye , nur duͤrfte hier

der Beyſatz gemacht werden , daß in jenen Orten , wo

ſchon durch Spitaͤler oder ſonſtige Armenanſtalten fuͤr

kranke Gewerbsgenoſſen geſorgt iſt , das Vermoͤgen auch

noch zu andern wohlthaͤtigen Zwecken , als zu Unter —

ſtuͤtung wandernder Geſellen , zu Feſtſetzung von Praͤmien
fuͤr vorzuͤgliche Arbeiten und dergleichen verwendet wer —

den duͤrfe.
Was endlich die unter

Art . 17 . und 18 .

beruͤhrten Gewerbsconceſſionen und die Beſchraͤnkung
der dießfaͤlligen Recurſe betrifft , ſo wurden in der zweyten

Kammer die dortſeitigen Commiſſionsantraͤge ange —

nommen . Die Commiſſion der zweyten Kammer ſcheint

dabey zwiſchen den verſchiedenen Gewerben aus folgenden

Geſichtspunkten einen Unterſchied gemacht zu haben ,

und zwar

a) Gewerbe von groͤßerm Umfange , welche in Bezug

auf Handelund Wandel einen vorzuͤglichen Einfluß haben ,

und oft auch einen großen Aufwand an unentbehrlichen Le —

bensbeduͤrfniſſen erfordern , als : Fabriken ; ferner ſolche ,

welche zu ihrem Betrieb der Waſſerwerke beduͤrfen, als

Muͤhlen, und endlich Apotheken , wo die zu ſtarke Con⸗

eurrenz auf die Guͤte der Waaren nachtheilig wirkt .

Alle dieſe Gewerbe haͤtten von der Verleihuns der

Provineſiellen unterRecurs an das Miniſterium, abzuhaͤngen.



XVI

Die Commiſſion findet dagegen nichts einzuwenden ,
in der Vorausſetzung jedoch , daß auch die Eiſenwerke und

Glashuͤtten aus den bey Art . 8 . angefuͤhrten Gruͤnden

hier eingereiht werden .

b) Solche Gewerbe , deren Coneurrenz durch oͤrtli⸗
che Verhaͤltniſſe beſchraͤnkt werden muß , als : Gaſtwirth⸗
ſchaften und Bierbrauereyen : dieſe waͤren von der Ge—⸗

meinde ( in groͤßern Staͤdten von dem Gemeinderath

mit den beiden Ausſchuͤſſen unter Recurs an das

Amt zu verleihen .

) Ueber alle andere Gewerbe waͤre die Ermaͤchti⸗
gung vom Gemeinderath , unter Vorbehalt des Reeur⸗

ſes an das Amt , und mit der Beſtimmung einzuholen ,

daß dabey die obbenannten Meiſter niemals Sitz und

Stimme haben koͤnnen .

Wegen der Beſchraͤnkung der Recurſe geht der An⸗

trag der zweyten Kammer dahin , daß niemals ein von

zwey Stellen Abgewieſener weiter appelliren Fónne s
ferner wenn eine vorgeſetzte Stelle gegen die unterge —

ordnete entſchieden habe , ſo ſtehe dieſer die Appella⸗
tion an die zunaͤchſt hoͤhere offen , aber ſtets ſolle eine

derartige Sache ihr Ende erreicht haben , wenn die

Entſcheidungen von zwey Stellen conform ausgefallen

ſind .

Dieſen in den Artikeln 17 und 18 enthaltenen
Wuͤnſchen und Anſichten glaubt die Commiſſion , als

dem Endzweck vollkommen entſprechend , ibre unbe

dingte Zuſtimmung nicht verſagen zu duͤrfen .
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die Mittheilung der zweyten Kammer die

1 Aufhebung der Pflafter - , Strafen - und

a Bruͤckenbaufrohnden betreffend .

yn

T
Erſtattet

e⸗ von dem

A Landoberjaͤgermeiſter v. Kettner .

ie

en

Die zweyte Kammer der Staͤndeverſammlung hat in

* ihrer Sitzung vom 1. Auguſt d. J . einen Beſchluß
[ ó gefaßt , welcher fodann der Erften Kammer gut - Bera -

e | thung mitgetheilt ward , des Jnhalts :
„ daß Seine Koͤnigliche Hoheit , der Großherzog ,

ünterthaͤnigſt gebeten werden ſollen , Hoͤchſtdleſel⸗

ben moͤchten gnaͤdigſt geruhen , Hoͤchſtihren getreuen

Staͤnden den Entwurf eines Geſetzes vorlegen zu

laſſen , wodurch die bisher zum Pflaſter - , Stra⸗

ßen - und Bruͤckenbau verwendeten Frohnden auf⸗

gehoben werden . “
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Dieſer Beſchluß hatte ſeine erſte Veranlaſſung in

einer von dem Abgeordneten Voͤlker in der 460ſten Sitzung

der zweyten Kammer am 13 . July d. J . begruͤndeten

Motion zur Aufhebung der Staatsfrohnden , welche
Motion nicht durch einen beſondern Commiſſtons bericht /
ſondern als ein verwandter Gegenſtand in dem Bor

trage beleuchtet ward , Den die zu Prüfung des Geſetz

entwurfs uͤber das Straßengeld gewaͤhlte Commiſſion

zu erſtatten hatte ; er gieng ſohin aug der über frag ’

lichen Commiſſionsbericht eroͤffneten Discuſſton bervor

waͤhrend die Frage wegen Verbeſſerung des Straßen⸗

geldgeſetzes unentſchieden blieb , indem in ihrer Bezie⸗

pung iediglich die Vertagung bis zur Wiederverſamm⸗

lung der Staͤnde beſchloſſen ward .

Den Verhandlungen der zweyten war in der Er⸗

ſten Kammer folgendes vorhergegangen :

1 ) In der 9. Sitzung vom 26 . April d. J . die

Begruͤndung einer Motion des Herrn Hofraths v. Rot⸗
teck zur Aufhebung der Staatsfrohnden ;

2 ) in der 22 . Sitzung vom 15 . Juny d. J . der

uͤber dieſe Motion erſtattete Commiſſionsbericht ;

3 ) in der 24 . Sitzung vom 22 . Juny d. J . die
Discuſſion uͤber dieſen Bericht .

Der dermalige Commiffiongberiht , in melhem

wie ich. glaube , Aeg , was ſich auf die Staatsfroht
den bezieht , umfaſſend beleuchtet iſt , war , was die

Flage betrifft , ob die Abſchaffung dieſer Frohnden dem

augemeinen Beſten gemaͤß und wuͤnſchenswerth ſey , ſo⸗

hin ridfipttih des allgemeinen Grundfageg der Abſchaf
fung des Frohnddienſtes und der Subſtituirung von

Lohnarbeiten mit dem damaligen Herrn Proponenten
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nicht im Widerſpruch ; nur die vorgeſchlagene Art der

Ausfuͤhrung ward beſtritten , und die berichterſtattende

Commiſſion mußte zugleich das Gewicht jener Gruͤnde

anerkennen , welche die mit dem obigen allgemeinen

Grundſatz gleichfalls einverſtandene Regierung zur Ver —

ſchiebung feiner Ausfuͤhrung aus den Zeitverhaͤltniſſen

geſchoͤpft hatte , ſo wie ſich die Commiſſion zugleich

uͤberzeugte, daß vor der Ausfuͤhrung eines ſo aͤußerſt

wichtigen Werks noch manhe Vorarbeiten , deren Ver -

fhbiedene im Bericht angezeigt find , durchaus nothwen⸗

dig ſeyen .

Dieſe letztere Ueberzeugung beſonders fuͤhrte die

damalige Commiſſion zu dem Antrage :

„ Seine Koͤnigliche Hoheit , den Großherzog , un⸗

„terthaͤnigſt zu bitten , daß Hoͤchſtdieſelben der or —

dentlichen Behoͤrde oder einer beſondern Commiſ⸗

„ ſton in Gnaden den Auftrag ertheilen wollen , die —

„ jenigen Vorarbeiten vorzunehmen , durch welche die

„wuͤnſchenswerthe Aufhebung der Staatsfrohnden

„ oder wenigſtens die Milderung oder Minderung

„ dieſer Frohnden eingeleitet werden koͤnnte . “

Ihre gegenwaͤrtige Commiſſion , mit Ausnahme

eines Mitgliedes , aus denſelben Perſonen zuſammenge⸗

ſetzt , welche die fruͤhere Commiſſton zur Pruͤfung der

Motion uͤber die Aufhebung der Staatsfrohnden bilde —

ten , wuͤrde , den in dem erſten Commiſſionsberichte

entwickelten Anſichten und Grundſaͤtzen noch getreu , uͤber

die Aufhebung der Straßen⸗ , Pflaſter - und
Bruͤcken—

baufrohnden , bey voͤlliger Gleichheit der Gegenſtaͤnde
und Zwecke , auf den obigen Antrag unbedingt zuruͤck—

Sehen , mwenn fih nicht der Stand der Gache rines -

theilg durch den erfolgten Beſchluß dieſer hohen Kam -
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mer , anderntheilg aber durch das , wag von Geite DPF

Regierung - fhon wirklich geſchehen iſt , einigermaßen
geaͤndert haͤtte.

Gleich bey Eroͤffnung der Discuſſion vom 22 .

Juny d . J . uͤber die Aufhebung der Staatsfrohnden
gab der Herr Regierungscomwiſſaͤr , Staatsrath v. Gu⸗

lat , eine mit folgenden Worten geſchloſſene Erklaͤrung abt

„ Die Regierung wird indeſſen die bereits eingelei⸗
„ tete Vorarbeiten nicht auſſer Acht laſſen , und die

„ Ackerbau treibende Klaſſe , auf welcher die Natural

„ leiſtung bis dahin noch laſtet , wird dafuͤr einen bil⸗

„ ligen Erſatz in jenen Beguͤnſtigungen finden , die in

„ den , in dem Chauſſeegeld - Bezug zu ihren Gunſten
„berelts vorgeſchlagenen Befreyungen in Antrag gebracht
„ ſind . “

Vey der von dem Herrn NRegierunggcommiffát
erklaͤrten Abſicht der hohen Regierung , von felbf zu

thun , was in dem Commiſſtonsantrage verlangt ward ,

hat die hohe Erſte Kammer am Ende der Discuſſion
vom 22 . Juny d. J . uͤber die Aufhebung der Staats⸗

ftohnden , ohne auf den Commiſſionsantrag einzugehen ,
beſchloſſen :

„ daß ſie ſich bey der von der Regierungsrommiſſion
— Erklaͤrung beruhigen wolle . “

In ſo fern ſich nun dieſe hohe Kammer durch
die Zuverſicht der Erfuͤllung einer bloßen Zuſicherung
von Seite der hohen Regierung bewogen fand , den

oblgen Beſchluß zu faſſen , und ſich hiernach mit dieſer

Zuſichernng zu bernhigen , um ſo eonſequenter duͤrfte

eg ſeyn , auf demſelben zu beſtehen , wenn inzwiſchen
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E Maafregeln von der Negierung erfolgt find , wele die

M voͤllige Erfuͤllung der gemachten Zuſage nicht mehr be -

zweifeln laſſen .

2o Çine folhe Maafregel liegt in dem Grofherzogl .

n Staatsminiſterial - Reſcript an das Miniſterium des Fns

u⸗ nern vom 27 . Juny d. . , deſſen Inhalt der zu den

j $ Commiffionsfigungen gezogene landesherrliche Regie -

rungscommiſſaͤr , Staatsrath Frhr . v. Sensburg , dahin

i⸗ mitgetheilt hat :

7 | „ Seine . Königliche Hoheit , der Grofherzog , haͤt⸗
|

ien durch Ihre Regierungscommiſſion in der Erften

„ Rammer der Gtånde eine Erflárung abgeben laffen ,

„ daß Hoͤchſtdieſelben geneigt ſeyen , die Abſchaffung

„ der Straßenbaufrohnden in der naͤmlichen Art , wie

h Zes bereits in Anſehung der Flußbaufrohnden ge —

„ ſchehen iſt , zu verordnen , ſobald das wegen des

ir „ niedrigen Preiſes der Naturalien der Ausfuͤhrung

i
entgegenſtehende Bedenken , durch guͤnſtige Zeitver —

d n båltnife gehoben feyn werde . Das Miniſterium

n „ deg Funern werde hiervon mit dem Auftrag in

z⸗ „ Kenntniß geſetzt , ſich mit den , zu dieſem Zweck

i
„ führende Vorarbeiten zu befchåftigen , einen móg -

„lichſt genauen Koſtenuͤberſchlag uͤber den hierzu ers

„forderlichen jaͤhrlichen Koſtenaufwand zu fertigen ,
— „ und nach gepflogener Communication mit dem Jiz

„ nanzminiſterium , fih úber die Wahl des , Reparti -

| „ tionsfußes , nach welhem der Geldaufwand auf

ch | „ Die Unterthanen u vertheilen ſeyn wird , fo wie

ig „ auch insbeſondere uͤber die Flage gutaͤchtlich zu

aro | „ aͤußern , ob und welches Praͤcipuum den an den

p? | „n Landfirafen gelegenen Gemeinden wegen Der ihnen

te „ durch den Straßenzug zugehenden Vortheile zuzu —

n meſſen billig ſeyn moͤge . “
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Hiernah liegt eg aufer alem Zweifel , daß die

hohe Regierung ernfilih gemeint if , thr Berfpreden

zu erfuͤllen , und eine weitere Anregung fann und wird

die Sache nicht weiter bringen , weil eine ſo wichtige

Angelegenheit nicht uͤbereilt werden darf ; daher traͤgt
Ihre Commiſſton darauf an :

in Ruͤckſicht auf die von der Regierung wegen

der Straßenfrohnden ergriffenen Maaßregeln den

Beſchluß der zweyten Kammer vom 1. Auguſt d.

J . zu verwerfen .
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Commiſſionsbericht
uͤber

die Motion Sr . Durchlaucht des Herrn Fuͤr—

ſten von Loͤwenſtein , die Unterſtuͤrung des

landwirthſchaftlichen Vereins in Ettlingen

aus Staatsmitteln betreffend .

Erpattei

von dem Freyherrn v. Falkenſtein .

Der Herr Fuͤrſt von Loͤwenſtein hat bey der in der

Zouſten Sitzung ſtatt gehabten Ausfuͤhrung ſeiner Motion

durch eine umfaſſende und getreue Schilderung die hohe

Kanmmer von dem gemeinnuͤtzigen Streben und von der

großen Wirkſamkeit des labwirthſchaftlichen Vereins

in Ettlingen in Kenntniß geſetzt , und darauf den

Antrag gegruͤndet :
„Se. Koͤnigliche Hoheit , den Großherzog , ehrer⸗

„bietigſt zu bitten , zur fernern Erhaltung des fuͤr

„ das Beſte und den groͤßern Wohlſtand des Landes

„ ſo nuͤtzlichen Inſtituts des landwirthſchaftlichen

WBereins zu Ettlingen , in Uebereinſtimmung mit

„ den beiden Kammern , eine angemeſſene Summe

„ als jaͤhrliche Unterſtuͤtzung deſſelben in das Bud⸗

„ get mit aufnehmen laſſen zu wollen . “



Die zu Begutachtung diefed Antrages niederge⸗

feste Commiffion hat mih mit der Darftelung ihrer

Anfichten Hierúber beauftragt , melhem ehrenyollen

Auftrage ich durch Folgendes zu entſprechen verſuchen
werde :

Eg ift niht zu mißkennen , dag ein Berein , wel

cher alg reine Privatanſtalt , ohne alle Unterſtuͤtzung als

jene von ſeinen Mitgliedern , gegruͤndet wurde , und

welcher in der kurzen Zeit ſeines Beſtehens ſchon ſo

vielfaͤltige , unumſtoͤßliche Beweiſe ſeines wohlhaͤtigen
Einfluſſes auf die Landwirthſchaft durch Verbreitung

nuͤtzlicher Kenntniſſe und neuer Entdeckungen an den

Tag gelegt Hat , die hohe Aufmerkſamkeit und die lebhafte

Theilnahme eines jeden Vaterlandsfreundes in Anpruch
nehmen muß .

Daß dieſes Inſtitut auch bey der hohen Regierung , hin⸗

ſichtlich ſeiner Beſchaͤftigung , ſich bisher in keinem un—⸗

vortheilhaften Lichte gezeigt hat , ſcheint ſich dadurch

zu bewaͤhren , daß dem beſagten Vereine von den ho —ͤ

hern Staatsbehoͤrden ſelbſt mehrere Gutachten uͤber

landwirthſchaftliche Gegenſtaͤnde abverlangt worden ſind .

Durch die uͤberaus ſchnelle Entwickelung , und

das raſche Foriſchreiten in dem Wirken fuͤr das oͤffent—

liche Wohl , dieſes ſich noch gleichſam in der Kindheit
befindlichen Inſtituts , namentlich aber durch die große

Anzahl der Mitglieder aus allen Theilen des Landes ,

duͤrfte der aufmerkſame Beobachter die unverkennbar⸗

ſten Belege zu der Behauptung finden , daß das Ba —

diſche Volk nicht nur ſeine Empfaͤnglichkeit fuͤr eine

ſolche Anſtalt , und ſomit deſſen unbeſtreitbaren Nutzen ,

ſondern auch den Wunſch ausgedruͤckt hat , darin in

dem ſchoͤnen Beyſpiele nicht zuruͤckbleiben zu wollen ,
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welches uns unſere Nachbarſtaaten ſowohl durch Gruͤn⸗

dung von Privatvereinen als auch ausgedehnter land⸗

wirthſchaftlicher Staatsanſtalten gegeben haben .

Wenn unter dieſen Umſtaͤnden beſagtes Inſtitut

ſich ſchon des ihm bey ſeinem Entſtehen huldreichſt
zugeſicherten Schutzes Seiner Koͤniglichen Hoheit , des

Großherzogs , und der weiſen Leitung Seiner Hoheit ,

unſers verehrten Herrn Pråfidenten , gu erfreuen batte ,

ſo duͤrfte die Frage : ob daſſelbe einer Unterſtuͤtzung

aus Staatsmitteln wuͤrdig ſey , wohl nicht anders als

bejahend beantwortet werden koͤnnen .

Indeſſen dringt ſich hier die Betrachtung auf ,

daß wenn ſchon eine Privatanſtalt der Art im Stande

war , in dem fuͤr den Nationalwohlſtand ſo wichtigen
Gebiete der Landwirthſchaft ſo viel Gutes und Heil —

ſames zu bewirken , ſich ohne Zweifel eine uͤberaus

große Steigerung dieſer Wohlthat erwarten laſſen duͤrf—

te , wenn dieſes Privatinſtitut in eine allgemeine Lans

deganfialt verwandelt , und dadurch der Weg gebahnt

wuͤrde , um einerſeits die landwirthſchaftliche Geſellſchaft
mit neuen und umfaſſenden Erfahrungen in Beziehung

auf die landwirthſchaftlichen Verhaͤltniſſe der verſchiede⸗
nen Landestheile zu bereichern , und andererfeitg den legs

tem dadurch einen nåbcren und einflufgreiheren Antheil

an den Vortheilen dieſer Einrichtung zu verſchaffen .

Schon bey den Landtagsverhandlungen im Jahre

1819 wurde der Vorſchlag zu einer ſolchen landwirth⸗
ſchafllichen Geſellſchaft als Landesanſtalt in dieſer hohen

Kammer gemacht , und mit ungetheiltem Beyfall auf⸗

genommen . Zugleich mit dieſem Vorſchlage wurde auch
der Plan zur Conſtituirung einer ſolchen Geſellſchaft in

den Hauptgrundlagen entworfen , und nach einigen bes

Zu Ziffer 134. *
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ſchloſſenen Abaͤnderungen— im Weſentlichen gleichfalls

guͤtgeheißen. ( Verhandlungen der Erſten Kammer vom

J . 1819 . Heft J. Sitzung 7. und . )

Indem ſich nun die Commiſſion hier veranlaßt

findet , den Wunſch auszuſprechen , daß der Ettlinger

Verein baldmoͤglichſt zu einer allgemeinen Landesanſtalt
erhoben werden moͤchte , glaubt ſie auf die im Jahr

1819 entworfenen Grundzuͤge zur Bildung einer ſolchen

Geſellſchaft mit dem Bemerken hinweiſen zu muͤſſen, daß

dieſe bey der gewuͤnſchten Umwandlung des Ettlinger

Vereins vielleicht zur zweckmaͤßigen Norm dienen duͤrften .

Damit nun aber der Verein zu Ettlingen bis zu

dem Zeitpunete , wo ſeine oben vorgeſchlagene Umwand⸗

lung aus fuͤhrbar ſeyn wird , in ſeiner bisherigen , ſo

ſchoͤnen und lobenswerthen Wirkſamkeit durch Mangel
der unentbehrlichſten Hilſ mittel feine Laͤhmung erleide ,

und daß dadurch nicht etwa der Keim ſeiner gaͤnzlichen Ver⸗

nichtung gebildet werde , duͤrfte es wohl unausweichlich
nothwendig ſeyn , demſelben eine maͤßige Unterſtuͤtzung

aus Staatsmitteln zuzuwenden , beſonders da ſein jaͤhr—⸗

licher Beduͤrfniß - Etat nach ſeiner gegenwaͤrtigen Ein⸗

richtung die Mittel aus Privatbeytrågen bereits bedeu

tend uͤberſteigt.

Gerade dieſe Unterſtuͤtzung wuͤrde dann den er—⸗

waͤhnten Verein in den Stand ſetzen , durch vermehrte

und ausgedehntere Thaͤtigkeit zu beweiſen , wie ſehr er

es verdiene , und wie es fuͤr das allgemeine Beſte ein

unumgaͤngliches Beduͤrfniß ſey , denſelben durch die Er -

hebung zu einer Landesanſtalt auf einen noch hoͤhern
Grad von Vollkommenheit und Gemeinnuͤtzigkeit zu

bringen , und ihn in einer ſolchen Geſtaltung fuͤr jetzt

und allezeit zu conſolidiren .
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Wenn ’ nach dem bisher Gefagten die Commiffion
durchaus feinen Mnfand finden fann , fondern fich viels

mehr fuͤr verpflichtet erachtet , im Allgemeinen auf eine

angemeſſene Unterſtuͤtzung aus Staatsmitteln fuͤr den

landwirthſchaftlichen Verein in Ettlingen anzutragen ,

ſo befindet ſich dieſelbe jedoch in Beziehung auf die

Beſtimmung dieſer Unterſtuͤtzung in der naͤmlichen Ver —

legenheit , welche ſchon mehrmals eingetreten iſt , als

e $ ſich darum handelte , Inſtitute von hoher Bedeutung

und entſchiedenem Werthe zu unterſtuͤtzen , und wo die

Ruͤckſicht auf die druͤckende Laſt der Steuerpflichtigen
bey der angetragenen neuen Beſchwerung des Budgets
dem lebhaften Wunſche , und dem guten Willen , zu

helfen , nothwendig Schranken zu ſetzen gebot .

So ſehr daher auch die Commiſſion den Antrag
des verehrten Herrn Propenenten in ſeiner edeln Ab —

ſicht und unbeſtreitbaren Zweckmaͤßigkeit anerkennt , ſo
kann ſie nur bedauern , wenn ſie aus der oben bemerk —

ten Ruͤckſicht, demſelben nicht ganz unbedingt beyſtim —

men fann , fondern fich veranlaßt findet , eine Veraͤn⸗

derung defelben vorzuſchlagen .

Eg gibt nåmlih amey Wege , wodurch dem land -

wirthſchaftlichen Verein in Ettlingen eine wirkſame Unter⸗

ſtuͤzung geleiſtet werden koͤnnte , und zwar : einmal

durch eine angemeſſene jaͤhrliche Geldunterſtuͤtzung , und

ann zweytens : wenn demſelben etwa von irgend einer

dazu ſchicklich gelegenen herrſchaftlichen Domaͤne ein hin⸗

laͤngliches Areal zu landwirthſchaftlichen Verſuchen , ver —⸗

bunden mit dem noͤthigen Loeale zur Aufbewahrung und

tanipulirung der erzeugten Producte , zur einftweiligen

unentgeltlichen Benutzung uͤberlaſſen werden koͤnnte .
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Da jedoch der Commiſſton nicht bekannt iſt , ob und

welche Hinderniſſe etwa dem zweyten Aushilfsmittel ,
welches ſie unter den vorliegenden Umſtaͤnden als das

zweckmaͤßigſte erachtet , im Wege ſtehen duͤrften , ſo glaubt

ſie , daß die naͤhere Beſtimmung hieruͤber lediglich der

hohen Regierung zu uͤberlaſſen , und in Gemaͤßheit deſſen

der alternative Antrag dahin zu ſtellen waͤre :

Se . Koͤnigliche Hoheit , den Großherzog , ehrerbie⸗

tigſt zu bitten , zur fernern Erhaltung des fuͤr das

Beſte und den groͤßern Wohlſtand des Landes ſo nuͤtz⸗

lichen Inſtituts des landwirthſchaftlichen Vereins zu

Eitlingen , in Uebereinſtimmung mit beiden Kammern ,

entweder eine angemeſſene Summe als jaͤhrliche Unter⸗

ſtuͤtung deſſelben , in das Budget mit aufnehmen

iaſſen , oder aber dem gedachten Inſtitute von irgend

einer dazu ſchicklich gelegenen Domaͤne ein angemeſſe⸗

nes Areal an Grundſtuͤcken , verbunden mit einer zur

Aufbewahrung und Manipulirung der hierauf erzeug⸗

ten Produete , zur einſtweiligen unentgeltlichen Benu⸗

tzung uͤberlaſſen zu wollen .

Wenn die hohe Kammer mit dieſem Antrage ein⸗

verſtanden ſeyn ſollte , ſo waͤre derſelbe der zweyten

Kammer mit dem Erſuchen , demſelben beytreten zu

wollen , mitzutheilen .
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